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Mafia und Camorra haben Konjunktur – und zwar nicht nur in 
der Presse, wo sie wegen ihrer mörderischen Taten fast stän-
dig präsent sind, sondern auch in der Literatur, im Film und 
neuerdings auch in der Wissenschaft. Vor einem Jahr ließ eine
breit recherchierte Studie des britischen Historikers John Dickie 
über die Cosa Nostra aufhorchen [1], und dieser Tage tourt 
Roberto Saviano [2] mit seinem Buch über die Camorra um 
die Welt, das den Eindruck zu erwecken versucht, ganz Süd-
italien sei längst im Sumpf des organisierten Verbrechens ver-
sunken.  

Henning Klüver betritt daher mit seinem Werk über die
Mafia kein unbekanntes Terrain. Der seit langem in Italien
lebende Kulturkorrespondent der „Süddeutschen Zeitung“ ver-
spricht eine „Reise ins Land der Cosa Nostra“, bietet aber so 
unaufdringlich wie eindringlich sehr viel mehr, nämlich eine 
Geschichte der Mafia seit ihren Anfängen, wobei die letzten
dreißig Jahre im Zentrum der Betrachtung stehen. Die Mafia 
war damals ganz groß in den internationalen Drogenhandel

eingestiegen und hatte dabei immense Reichtümer angehäuft. Über der Frage, wer wie viel davon 
bekommen sollte, entstand schon bald ein schrecklicher Konflikt mit Hunderten von Todesopfern, 
der mit dem Triumph der corleonesi endete. Dieser aus der Kleinstadt Corleone bei Palermo stam-
mende Clan war besonders blutrünstig, politisch aber eher beschränkt, weshalb er im naiven Hoch-
gefühl seiner Macht immer wieder auch Repräsentanten des Staates und der Parteien angriff, statt 
sich mit ihnen zu arrangieren, wie es die Bosse in den Fünfziger und Sechziger Jahren vor allem mit 
der Democrazia Cristiana (DC) getan hatten. Die prominentesten Opfer waren der kommunistische 
Abgeordnete Pio La Torre und der Carabinieri-General Carlo Alberto Dalla Chiesa, der die Roten 
Brigaden zur Strecke gebracht hatte und Anfang der Achtziger Jahre auch der Mafia das Handwerk 
legen sollte. 

Dalla Chiesas Ermordung beantwortete der Staat mit schärfsten Maßnahmen, die vor allem deshalb 
ihre Wirkung nicht verfehlten, weil 1984 ein hochrangiger Mafiaboss das Gesetz der omertà ignorierte 
und zu plaudern begann. Die Folge waren eine umfassende Verhaftungsaktion und ein Mammutprozess 
gegen 474 Mafiosi, von denen 360 schuldig gesprochen und für insgesamt 2665 Jahre hinter Gitter 
geschickt wurden. Die corleonesi entschlossen sich darauf hin zum Krieg gegen den italienischen 



 222 sehepunkte – Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 

Westliche Demokratien, Südeuropa und internationale Organisationen  

Staat, wobei ihr seit langem flüchtiger Anführer Salvatore Riina, der mächtigste Boss der Mafia- 
geschichte, vor allem zwei Ziele verfolgte: die Aufhebung der Urteile und die Rücknahme eines Ge-
setzes von 1982, das den Behörden die Beschlagnahme von Vermögenswerten der Mafia erlaubte. 
Der Staat ließ sich jedoch nicht einschüchtern: Er schärfte seine Instrumente im Umgang mit der orga-
nisierten Kriminalität, und die Justiz bestätigte im Januar 1992 die harten Urteile von 1987.  

Der Mafia stand danach das Wasser bis zum Hals. Sie gab dennoch nicht klein bei. Riina antwor-
tete auf die Offensive des Staates mit einer Serie von Attentaten und im März 1992 schließlich mit 
der Hinrichtung des Europaparlametariers Salvo Lima. Der DC-Politiker galt als verlängerter Arm 
von Giulio Andreotti und als Schutzpatron der Cosa Nostra, hatte es aber letztlich nicht geschafft, 
sein Versprechen zu halten und die „Ehrenmänner“ der Mafia vor dem Kerker zu bewahren – so wie 
es in der Vergangenheit oft gelungen war und sich als Selbstverständlichkeit eingebürgert hatte. Einer 
ähnlichen Logik folgten die tödlichen Anschläge auf Giovanni Falcone und Paolo Borsellino, die 
führenden Köpfe im Antimafia-Pool der Justiz, die Fahndungserfolg um Fahndungserfolg erzielt und 
dadurch große Verunsicherung in Riinas Umfeld gesät hatten. Es zahlte sich nicht aus, so schien die 
Botschaft der Mafia zu lauten, ihr zu nahe zu treten und die Nase in Dinge zu stecken, die nur sie 
etwas angingen. Diese dreiste Herausforderung bekam der Mafia erneut nicht gut. Die italienische 
Regierung schickte nämlich – wie zum Zeichen dafür, dass der Staat sich ebenfalls im Krieg wähnte 
– 7000 Soldaten nach Sizilien und brachte außerdem ein Gesetz auf den Weg, das es Polizei und Ge-
heimdienst erlaubte, die Mafia zu unterwandern, das den Zugriff auf illegal erworbene Besitztümer 
weiter erleichterte und das reumütigen „Überläufern“ goldene Brücken in ein Leben ohne Verbrechen 
baute. Dutzende und Aberdutzende Mafiosi wanderten nach dieser staatlichen Gegenoffensive ins 
Gefängnis. Selbst Riina ging den Ermittlern schließlich in die Falle.  

Henning Klüver verbindet die souveräne Darstellung dieser blutigen Geschichte mit kleinen Repor-
tagen über Anti-Mafia-Aktivisten und Interviews mit Zeitzeugen und Betroffenen. Dabei lenkt er die 
Aufmerksamkeit des Lesers immer wieder auf Bernardo Provenzano, der zu den brutalsten Killern 
im Tross von Riina gehörte, schließlich aber doch Verstand genug besaß, um einzusehen, dass Riinas 
Amoklauf gegen den Staat die Mafia ins Verderben stürzen musste. Nach dessen Verhaftung selbst 
an die Spitze der Cosa Nostra gelangt, verordnete er seiner Organisation einen radikalen Kurswech-
sel, der die Konfrontation mit dem Staat beenden und die Mafia wieder aus den Schlagzeilen bringen 
sollte. Die „Ehrenwerte Gesellschaft“ sollte sich wieder ihrem Hauptgeschäft widmen, Geld zu ver-
dienen in der modernen globalisierten Welt, ohne dauernd durch Verbrechen auf sich aufmerksam zu 
machen. Bernardo Provanzano, der 2006 ebenfalls geschnappt wurde, war „der letzte Pate einer  
Epoche, in der die Mafia noch Unterwelt war, und der erste, der sie auf den langen und stillen Marsch 
durch die Institutionen geschickt hat“, so Klüver in seinem bedenkenswerten Resümee. Dieses Fazit 
bietet keinen Anlass zu der pessimistischen Befürchtung, die Mafia sei nie zu besiegen – zu allzu 
großem Optimismus allerdings auch nicht.  

 
Anmerkungen:  
[1] Vgl. John Dickie: Cosa Nostra. Die Geschichte der Mafia, Frankfurt a.M. 2006.  
[2] Vgl. Roberto Saviano: Gomorrha. Reise in das Reich der Camorra, München 2007.  
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Es dürfte nicht viele Offiziere in den europäischen Streitkräften des 20. Jahrhunderts geben, die eine 
ähnlich steile Karriere gemacht hätten wie Giovanni Messe. Der spätere Marschall von Italien wurde 
im Dezember 1883 in einer apulischen Kleinstadt geboren, wuchs in ärmlichen Verhältnissen auf 
und wollte zunächst Maurer werden. Doch die Uniform schien ihm größere Chancen für einen sozia-
len Aufstieg zu bieten als die Maurerkelle und so trat er Ende Dezember 1901 mit dem Ziel in die 
Armee ein, aktiver Unteroffizier zu werden. Zwischen 1903 und 1905 bewährte sich Messe bei einem 
italienischen Kontingent in China, ja er machte seine Sache so gut, dass er die Kriegsschule in Modena 
besuchen und zum Offizier aufsteigen konnte. 1911 wurde er zum Leutnant befördert und verbrachte 
die nächsten Jahre in Nordafrika, wo er zunächst bei der Eroberung, dann bei der gewaltsamen Pazifi-
zierung Libyens eingesetzt war. Vermutlich hätte Messe seine Laufbahn als verdienter Truppenoffizier 
beschlossen, wäre Italien nicht 1915 in den Ersten Weltkrieg eingetreten. Die blutigen Schlachten in 
Norditalien boten ihm jedoch reichlich Gelegenheit sich auszuzeichnen, zuletzt als Kommandeur einer 
Abteilung der Stoßtruppen, der berühmten Arditi. Bei Kriegsende war Oberstleutnant Messe – mehr-
fach verwundet und wiederholt ausgezeichnet – ein gefeierter Kriegsheld und dieser Ruhm war es 
auch, der ihm 1923 eine neue Welt eröffnete. Vier Jahre lang diente er als Adjutant am Hof von König 
Viktor Emanuel III. und knüpfte dort Verbindungen, die für ihn von kaum schätzbarem Wert waren. 
Nachdem er den Quirinal 1927 verlassen hatte, kommandierte Messe ein Regiment mobiler Elite-
Infanterie, der Bersaglieri, bevor er 1935 zum Brigadegeneral ernannt wurde.  

Mit den Kriegen des faschistischen Regimes gewann seine Karriere an Fahrt. Als stellvertretender 
Divisionskommandeur nahm er 1936 an der Eroberung Abessiniens teil und als stellvertretender 
Kommandeur des italienischen Expeditionskorps an der Besetzung Albaniens im April 1939. Noch 
stärker rückte er ins Rampenlicht, als er Ende 1940 das Kommando über ein Armeekorps an der 
griechisch-albanischen Front übernahm, wo den Italienern nach ihrem schlecht vorbereiteten Angriff 
vom 28. Oktober ein Debakel drohte. Messe bewältigte diese schwierige Aufgabe zur vollsten Zu-
friedenheit sowohl der militärischen als auch der politischen Führung. Wegen seiner Verdienste zum 
Generale di Corpo d’Armata befördert, wurde er wiederholt für hohe Ämter oder wichtige Kom-
mandos gehandelt. Folgerichtig übernahm er im Sommer 1941 das rund 62.000 Mann starke italieni-
sche Expeditionskorps in der Sowjetunion und avancierte damit zum ranghöchsten militärischen 
Vertreter Italiens an der Ostfront. Messe wollte den Verbündeten beweisen, was das königlich-italie-
nische Heer zu leisten imstande war und holte das Letzte aus seinen drei Divisionen heraus. Dennoch 
wurde 1942 nicht der auch von den Deutschen geschätzte Messe, sondern Generaloberst Italo Gari-
boldi zum Oberbefehlshaber der neugebildeten Armata Italiana in Russia ernannt – eine Entscheidung, 
die Messe nie verwand. Nachdem er sich im Herbst 1942 sowohl mit seinen italienischen als auch 
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mit seinen deutschen Vorgesetzten überworfen hatte, bat er um seine Ablösung. So blieb ihm die 
Katastrophe erspart, die im Winter 1942/43 über die italienischen Truppen hereinbrach.  

Die Missklänge, mit denen Messe von der Ostfront schied, schadeten seiner Karriere nicht. Die 
staatlich gelenkte Presse förderte und bediente sich seiner Popularität und noch im November 1942 
wurde er wegen seiner Verdienste an der Front zum Generaloberst ernannt. Mussolini hielt ihn sogar 
für einen der zuverlässigsten Generäle im gesamten königlichen Heer und vermutlich war es nicht 
zuletzt darauf zurückzuführen, dass er im Januar 1943 mit einem neuen Kommando betraut wurde. 
Als Oberbefehlshaber der 1. italienischen Armee sollte er in Tunesien den letzten Brückenkopf ver-
teidigen, der den Achsenmächten in Nordafrika geblieben war. Und obwohl das Schicksal seiner  
Divisionen bereits besiegelt war, tat Messe, was er konnte; seine Armee kapitulierte sogar erst dann 
– und darauf hielt er sich viel zugute –, nachdem die Deutschen bereits die Waffen gestreckt hatten. 
Unmittelbar zuvor hatte ihm Mussolini noch seine Beförderung zum Marschall von Italien mitgeteilt.  

Den Sturz Mussolinis, den Frontwechsel Italiens und die Besetzung seiner Heimat durch die 
Wehrmacht erlebte Messe in britischer Kriegsgefangenschaft, aus der er im November 1943 zurück-
kehrte, um das Amt des Generalstabschefs im sogenannten Königreich des Südens zu übernehmen. 
Damit hatte er eine exponierte Position bei der Organisation des italienischen Beitrags zur Befreiung 
des eigenen Landes und bei der Bewahrung der Tradition der königlichen Streitkräfte inne; dass er 
dabei für Kontinuität und nicht für Umbruch stand, braucht kaum eigens betont zu werden. Im Mai 
1945 hatte Messe seine Schuldigkeit getan und wurde als sperriges Relikt einer vergangenen Zeit 
abgelöst. Als politischer – oder besser – politisierter General dachte er freilich nicht daran, sich aufs 
Altenteil zurückzuziehen. Vielmehr ließ er sich in den Senat und die Deputiertenkammer der neuen 
italienischen Republik wählen und verteidigte dort das, was er für die Ehre seiner Armee hielt, eben-
so mit Klauen und Zähnen wie in seinen bekannten autobiografischen Schriften.  

Das Leben des letzten Marschalls von Italien ist es also wert, erforscht und erzählt zu werden. Im 
Auftrag des Ufficio Storico des italienischen Heeresgeneralstabs hat sich Luigi Emilio Longo, selbst 
ehemaliger Offizier und Autor zahlreicher militärhistorischer Schriften, an diese Aufgabe heran- 
gewagt, zumindest für die Jahre bis 1947. Das Ergebnis ist jedoch enttäuschend und ärgerlich zu-
gleich. Longo lässt nahezu jede Distanz zu seinem „Helden“ vermissen und blendet unbequeme 
Themen mehr oder weniger konsequent aus. Dies gilt etwa für Messes Verhältnis zum Faschismus 
im Allgemeinen und zu Mussolini im Besonderen sowie für die Rolle des Generals und seiner Truppen 
auf dem sowjetischen Kriegsschauplatz. Das diesbezügliche Kapitel beschränkt sich auf die bloße 
Geschichte militärischer Operationen; dass diese im Kontext eines verheerenden rassenideologischen 
Vernichtungskriegs stattfanden bleibt dem Leser ebenso verborgen wie die Tatsache, dass auch das 
italienische Expeditionskorps darin involviert war. Longo macht aus seiner Parteilichkeit und seiner 
Sympathie für das untergegangene königliche Heer, das genau genommen ein königlich-faschistisches 
Heer war, keinen Hehl. So verwundert es nicht, wenn Vertreter der politischen Linken, die sich in 
die Militärpolitik des postfaschistischen Staates einschalteten, als zweifelhafte und gefährliche De- 
fätisten beschrieben werden und wenn Longo sich damit schwertut, Messes Entscheidung zu recht-
fertigen, nach dem 8. September 1943 mit dem König und seiner Regierung die Seite zu wechseln.  

Innere Widersprüche seines Protagonisten werden nur selten aufgedeckt, Lern- und Entwick-
lungsprozesse bleiben im Dunkeln. Dabei wären die Voraussetzungen günstig gewesen, konnte Lon-
go doch den Nachlass Messe auswerten, der im Archiv des italienischen Heeresgeneralstabs ver-
wahrt wird und überdies auch private Briefe aus den Kriegsjahren in Familienbesitz einsehen. Zitate 
aus diesen Briefen deuten an, was man daraus hätte machen können. Doch diese Gelegenheit blieb 
ebenso ungenutzt wie die Chance, die Dokumente aus dem Archiv des italienischen Heeresgeneral-
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stabs durch die deutsche und britische Überlieferung zu ergänzen; genannt seien nur die zentralen 
Aufzeichnungen der in Gefangenschaft abgehörten Gespräche. Auch die Literaturauswahl lässt zu 
wünschen übrig, sodass das Buch gleichsam im eigenen Saft der konservativ-traditionalistischen ita-
lienischen Militärgeschichte schmort. Giovanni Messe ist eine Figur des Umbruchs und steht für die 
schwierigen Transformationsprozesse Italiens zwischen Monarchie, Faschismus, Krieg und demo-
kratischer Republik. Es ist zu wünschen, dass sich bald ein anderer Biograf daran macht, die Ge-
schichte des letzten italienischen Marschalls neu zu schreiben – ein Biograf, der dieser Aufgabe ge-
wachsen ist.  
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Mussolini kam nicht zur Ruhe. Nachdem der faschistische Diktator am 28. April 1945 von kommuni-
stischen Partisanen erschossen worden war, stellte man seine sterblichen Überreste auf dem Piazzale 
Loreto in Mailand aus und überließ sie den Furien der Leichenschändung, die ganze Arbeit leisteten: 
Junge Burschen trampelten auf dem Toten herum. Einige Schaulustige hatten Gewehre und Pistolen 
mitgebracht und feuerten auf die Leiche. Andere bespuckten sie oder schlugen mit Peitschen und 
Ochsenziemern auf sie ein.  

Die italienische Resistenza habe lediglich ein Urteil vollstreckt, das die Geschichte schon lange 
zuvor gefällt hatte – behaupteten diejenigen, die für Mussolinis Hinrichtung und das makabre Schau-
spiel in Mailand verantwortlich waren. Danach riss ihr heißer Draht zur Geschichte aber offenkundig 
ab, denn sie wussten nicht mehr, was sie mit dem Leichnam des „Duce“ anfangen sollten. Schließ-
lich verscharrte man ihn auf einem Mailänder Friedhof – in einem anonymen Grab, dessen Existenz 
und genaue Lage strengster Geheimhaltung unterlagen.  

Zahlreiche Neofaschisten sahen darin eine ungeheuerliche Provokation und setzten deshalb alles 
daran, den toten Mussolini in ihre Hand zu bringen. Ostern 1946 waren sie am Ziel. Drei junge Akti-
visten drangen in der Nacht vom 22. auf den 23. April in den Friedhof ein, legten den Sarg frei und 
bugsierten ihn dann über die Friedhofsmauern, wo bereits ein Auto darauf wartete, die schon etwas 
mitgenommene Fracht in Sicherheit zu bringen.  

In eine trügerische freilich, denn nun musste natürlich der Staat tätig werden und seine Rechte am 
toten Diktator behaupten. Die besten Kräfte von Polizei und Carabinieri hefteten sich an die Fersen 
der Leichenräuber, die ihr Beutestück zuerst in Veltin, dann in einem Franziskanerkloster in Mailand 
und schließlich in Pavia unterbrachten, ehe sie es, hundert Tage nach dem nächtlichen Raubzug, 
wieder an den Staat verloren.  

Auch jetzt war die italienische Regierung aber nicht schlauer als im Frühjahr 1945. Den Leichnam 
an die Familie zurückzugeben oder ihn auf Staatskosten öffentlich zu begraben – das alles wollte die 
Regierung nicht, weil sie fürchtete, Mussolinis Grabmal würde sich in eine Gedenkstätte für unbelehr-
bare Faschisten verwandeln. Also wurde der tote „Duce“ erneut versteckt; nur einige wenige Politi-
ker, hohe Beamte und Kirchenmänner wussten, dass er in einem Kapuzinerkloster in der Nähe von 
Mailand nach christlichem Ritual bestattet worden war.  

Dort blieb der Leichnam elf Jahre. Erst 1957 übergab man ihn der Familie, die ihn in Predappio, 
dem Geburtsort des „Duce“, nun zur wirklich letzten Ruhe bettete. Die neuerliche Transaktion hatte 
übrigens einen politischen Hintergrund: Die neofaschistische Partei hatte einer in Not geratenen 
Minderheitsregierung der Christdemokraten Schützenhilfe versprochen, wenn sie Mussolinis Über-
reste endlich freigab.  
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Sergio Luzzatto, ein junger Historiker, der an der Universität Turin lehrt, hat über die groteske 
Odyssee des toten Mussolini ein ebenso originelles wie faszinierendes und jetzt endlich auch auf 
Deutsch vorliegendes Buch geschrieben, das viel mehr ist als die Biografie eines Leichnams. Es ist 
ein äußerst subtiles Stück Gesellschafts- und Geistesgeschichte einer Nation, die sich weit auf den 
verbrecherischen Faschismus eingelassen und danach nicht wenig Mühe hatte, sich aus dem Dickicht 
faschistischer Lügen und Mythen zu befreien und die Mentalitäten zu überwinden, die im Faschismus 
und nicht zuletzt auch in der erbitterten Auseinandersetzung mit ihm entstanden waren.  

Orientierung und Nachhilfe in Sachen Demokratie konnten hier nur wenige bieten, wie sich aus 
Luzzattos Buch lernen lässt. Gewiss nicht die Neofaschisten, die noch so sehr in der Vergangenheit 
des Faschismus lebten, dass sie selbst aus dem toten Mussolini noch Kraft für Gegenwart und Zu-
kunft gewinnen wollten. Nur schwerlich auch die dezidierten Antifaschisten, die demokratische und 
rechtsstaatliche Grundsätze nicht nur im Bürgerkrieg gegen die Faschisten mit Füßen traten, sondern 
auch danach noch missachteten. Dies zeigt vor allem die Tatsache, dass sie in der Hinrichtung Mus-
solinis eine Art Modell für die Behandlung politischer Gegner erblickten, an dem sie sich noch in 
den fünfziger und sechziger Jahren orientierten. Selbst die seit 1945 von den Christdemokraten ge-
führte Regierung stolperte bei der geistigen Bewältigung der Hinterlassenschaft des Faschismus von 
einer Verlegenheit in die nächste. Fast möchte man sagen, sie fürchtete sich vor dem toten Diktator 
und hätte die Erinnerung an die Vergangenheit am liebsten ganz einfach getilgt.  

Der tote „Duce“ blieb so noch lange lebendig – für die einen als Vorbild, für die anderen als 
Feindbild und für die gesamte Gesellschaft als Gradmesser für die Stabilität von Demokratie und 
Rechtsstaat, die sich immer auch am Umgang mit der Vergangenheit ablesen lässt.  
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Ein bitterarmes Land verändert innerhalb von etwa 100 Jahren seine Physiognomie – und zwar 
grundlegend: Es verwandelt sich von einer Agrar- in eine Industrie- und schließlich in eine moderne 
Dienstleistungsgesellschaft, wobei der Konsum eine immer größere Rolle spielt. Was heißt das ge-
nau? Und was heißt das vor allem für die Menschen, die solchen Umwälzungsprozessen ausgesetzt 
sind und mit ihnen fertig werden müssen? Wie lebten sie, was aßen sie, wie wohnten sie, wie kleideten 
sie sich und was taten sie in ihrer Freizeit, wenn sie überhaupt eine hatten?  

Emanuela Scarpellini, Historikerin an der Universität Mailand, geht diesen und vielen anderen 
Fragen verwandter Natur am Beispiel Italiens nach, das im 20. Jahrhundert zu einer führenden Wirt-
schaftsmacht aufgestiegen ist. Herausgekommen ist ein ungemein interessantes, aspektreiches und 
methodisch anregendes Buch, das niemand ignorieren darf, der über Italien forscht oder mehr über 
das Land südlich der Alpen wissen will.  

Der Aufbau der Studie orientiert sich an den großen politischen Zäsuren der Geschichte Italiens 
im 20. Jahrhundert. Der erste Teil ist dem liberalen Italien bis 1922, der zweite dem faschistischen 
bis 1945 und der dritte und vierte Teil dem demokratisch-republikanischen nach dem Zweiten Welt-
krieg gewidmet, wobei hier zwischen den Jahren des Wirtschaftswunders und der Überflussgesell-
schaft unterschieden wird, die in den siebziger Jahren begann.  

Im Vordergrund der Betrachtung steht dabei zunächst der private Konsum, der nicht nur von 
Schicht zu Schicht stark variierte; auch Geschlecht und Alter spielten eine Rolle, nicht zu vergessen 
die Region und der Umstand, dass sich in den Städten ganz andere Konsummöglichkeiten eröffneten 
als auf dem Land. Man denke nur an die großen Konsumtempel, die um 1900 entstanden, an die Super-
märkte, die Messen und Kaufhäuser, die natürlich nur in den Metropolen anzutreffen waren, während 
der Konsument auf dem Land mit schlecht bestückten kleinen Läden und fahrenden Händlern vor-
liebnehmen musste. Generell aber gilt mit Blick auf den privaten Konsum, dass die Italiener zumal 
in den Jahrzehnten nach 1945 eine rasante Aufwärtsentwicklung erlebten, die nach Waschmaschine 
und Kühlschrank rasch auch den ersten Fernsehapparat und das erste Auto in den Bereich des Mög-
lichen rücken ließ, während in den Jahrzehnten zuvor zumal bei den weniger begüterten Schichten 
fast das gesamte Familieneinkommen für Lebensmittel und Wohnung aufgewendet werden musste.  

Fast gleichgewichtig behandelt Emanuela Scarpellini außerdem den öffentlichen und kollektiven 
Konsum, wobei sie hier ihr Augenmerk vor allem auf das Bildungswesen, das Gesundheitssystem 
und die Sozialversicherung und andere Varianten allgemeiner Daseinsfürsorge richtet – auf staatliche 
Leistungen und Angebote mithin, die im Laufe der Zeit kontinuierlich ausgeweitet und für politische 
Ziele instrumentalisiert wurden, wie sich am Beispiel des Faschismus, aber auch für die Zeit nach 
1945 zeigen lässt, als die Democrazia Cristiana als dominierende Regierungspartei alle Register der 
öffentlichen Konsumpolitik zog, um ihre Wähler und Mitglieder bei der Stange zu halten.  
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Transferleistungen dieser Art, die Millionen zugutekamen, waren es nicht zuletzt, die auch Italien 
in eine formierte Mittelstandsgesellschaft verwandelten, in der Stand und Klasse nicht mehr auf den 
ersten Blick zu erkennen sind. Emanuela Scarpellini warnt allerdings davor, sich zu sehr auf den 
Augenschein zu verlassen. Unterschiede (und zwar nicht nur feine) blieben hinter der Fassade einer 
allgegenwärtigen Massenkonsumgesellschaft bestehen und sie wurden in den 1990er Jahren nach 
Jahrzehnten einer stetigen Angleichung sogar wieder größer, wobei die gegenläufige Bewegung in 
Italien ausgeprägter zu sein scheint als in vielen anderen europäischen Ländern.  

Schließlich lenkt die Autorin unsere Aufmerksamkeit auf die Produzenten der konsumierten Güter, 
auf die Bedingungen, unter denen diese hergestellt wurden und auf die einheimischen und fremden 
Rohstoffe, aus denen sie bestanden. Auch die „Mittler“, die Händler, die Kaufhausketten und die 
Spediteure und ihre engmaschigen Vertriebsnetze werden nicht vergessen, ganz zu schweigen von 
der immer raffinierteren Werbung, die in ihrer ganzen manipulativen und innovativen Ambivalenz 
zur Darstellung gelangt.  

Besonderen Reiz gewinnt die Studie dadurch, dass die Autorin immer wieder auf Ergebnisse von 
Nachbardisziplinen rekurriert, um ihre historischen Befunde einzuordnen und in neuem Licht er-
scheinen zu lassen. Sie beweist in der dosierten Nutzung dieser Kunstgriffe ebenso große Umsicht 
wie beim Einsatz erzählerischer Mittel, die der Studie eine so stupende Anschaulichkeit und Frische 
verleihen, wie sie in wissenschaftlichen Abhandlungen ansonsten selten zu finden ist – so etwa, 
wenn sie Inhalt und Beschaffenheit einer Speisekammer schildert, den Leser in das imaginierte 
Zimmer eines Jugendlichen entführt oder einer Familie auf ihren Alltagswegen folgt. Reportage und 
Analyse fließen hier so glücklich ineinander wie in anderen Teilen dieses Buches, das bald den Rang 
eines Standardwerks haben wird.  
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Die Organisation Ukrainischer Nationalisten (OUN) ist für alle
Kenner der jüngeren osteuropäischen Geschichte eine feste
Größe – ob man sie nun als eine der militantesten nationalisti-
schen Organisationen des letzten Jahrhunderts hasst oder be-
wundert. Umso erstaunlicher ist es, dass es bis zu der hier vor-
gelegten Arbeit der Berliner Historikerin Franziska Bruder –
sieht man von Arbeiten des ukrainischen Archivars Anatolij 
Kentij und dem primär die Ideologie beschreibenden Buch
von Tomasz Stryjek ab – keine wissenschaftliche Monografie 
gegeben hat, die sich mit dieser Gruppe beschäftigte. Entstan-
den etwa zeitgleich und damit auch verwandt mit den italieni-
schen Faschisten und anderen nationalistischen Gruppierun-
gen in der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg, zu Beginn des
Zweiten Weltkriegs mit dem nationalsozialistischen Deutsch-
land verbunden und danach – den Kampf gegen die Sowjet-
union fortsetzend – bemüht, diesen Makel durch die Liaison 
mit den „antibolschewistischen“ Amerikanern vergessen zu

machen, haben es die ukrainischen Nationalisten in den Anfangsjahren der unabhängigen postsowje-
tischen Ukraine geschickt geschafft, Teil von deren Parteilandschaft zu werden. Selbst der jetzige 
Präsident Viktor Juščenko hielt es für geboten, die Untergrundarmee UPA in die von ihm geförderte 
Geschichtskonstruktion zu integrieren. 

Ein Vorzug von Franziska Bruders Buch ist, dass sie deutsche, ukrainische und polnische Archive 
nutzte. Daneben zog sie die von OUN-Repräsentanten verfassten Schriften heran, aber auch (was 
manchmal problematisch ist) die Aussagen ihrer Gegner. Das waren in der Zwischenkriegszeit vor 
allem der polnische Staat und seine Dienste. Problematisch, weil es sich dabei eben auch um parteiliche 
Quellen handelt, die nicht eben zimperlich im Umgang mit der Realität waren, so wie alle Seiten 
schnell dabei waren, sich die „Fakten“ dem eigenen Gusto entsprechend zurechtzuschreiben. Ein 
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wenig mehr Quellenkritik hätte also der Darstellung gut getan. Dennoch kam etwas sehr Wichtiges 
zustande.  

Die Verfasserin entwirft drei Themenkomplexe: Sie erschloss die Ideologie des spezifisch ukrai-
nischen Nationalismus, der nicht müde wurde (und wird), seine Voraussetzungslosigkeit, seine 
Selbstständigkeit und Einzigartigkeit zu betonen und sich gerade damit in die allgemein europäische 
Strömung einreihte. Sie fragt nach den „Akteuren“, also den Trägern der Bewegung und schließlich 
nach der „Aktionsstrategie“, umrahmt von den „situativen Faktoren“, die das Handeln der Gruppe 
bestimmten.  

Was zunächst sehr politologisch klingt, erweist sich bei der Lektüre als eine lesbare, handfeste 
Übersicht über die Ziele, Personen und Handlungen einer Bewegung, deren Stärke eher im militanten 
und rücksichtslosen Tun lag als im tiefer gehenden Denken.  

Dies wird im ersten Abschnitt (1929–1939) besonders deutlich, dem es sicher gutgetan hätte, 
wenn die Verfasserin auf die Vorgeschichte der ukrainischen Unabhängigkeitsbewegung im Umfeld 
des Ersten Weltkriegs eingegangen wäre. So wie eine wichtige Grundlage des italienischen Faschismus 
das Ressentiment gegen den „liberalen Westen“ gewesen ist, der angeblich Italien um seinen Lohn 
aus dem Kriegsbeitrag gebracht hatte, so waren auch die ukrainischen Nationalisten keine Kreation 
aus dem Nichts: Sie schöpften aus dem Frust über die totale Missachtung, die den sich als Nation defi-
nierenden Ukrainern seitens der Mächtigen entgegengebracht wurde. Über die demobilisierten Militärs 
aller möglicher Armeen (die Ukrainische Militärorganisation UVO ist eine der Vorläuferinnen der 
OUN gewesen), chancenlose Gymnasiasten im nationalistischen Polen und eine aufstrebende Halb-
intelligenzija, die in einer autoritären Lösung ihr Heil suchte, mauserte sich die OUN zu einer Terro-
ristenbande, die es kaum schaffte, den von ihr geplanten Staat über dessen vage nationale Qualität 
hinaus zu beschreiben. Entgegen dem großspurigen Anspruch hatte sie außer in der Emigration ihre 
Basis nur in dem westukrainischen Galizien, wo ihre (selbst)mörderischen Terrorakte ebenso wie die 
polnischen Gewaltmaßnahmen die Atmosphäre vergifteten. Die daraus resultierende Anbindung an 
Deutschland war dabei weniger ideologisch als politisch-pragmatisch begründet.  

Als die Bewegung 1940 aufgrund von Differenzen über ihre Taktik zerfiel, tangierte dies nicht 
den (eher ärmlichen) ideologischen Fundus. Die Partizipation an der antipolnischen Politik und der 
militärischen Eroberung der Deutschen sowie das unbegründete Vertrauen, die Deutschen würden 
1941 die Staatsproklamation der Bandera-Fraktion (OUN-B) in Lemberg und das ganz ähnliche 
Vorgehen der Mel’nykivcy in Kiew (auf welches die Verfasserin leider nicht eingeht) tolerieren, ver-
anschaulichen, wie mangelhaft das politische Urteilsvermögen der nationalistischen Ukrainer war.  

Die zeitweise Trennung von den Deutschen und die anfänglich auch gegen die Deutschen gerich-
teten Partisanenaktionen der von der OUN-B dominierten Ukrainischen Aufständischen Armee  
(UPA) leiten den dritten Abschnitt ein, der die am stärksten divergierenden Elemente einbezieht. 
Von der Beteiligung an der deutschen Judenverfolgung bis zu eigenen analogen Aktionen und deren 
Leugnung, von der Kollaboration mit der Wehrmacht bis zu ‚ethnischen Säuberungen‘ und dem ver-
balen Anschluss an das Denken der Westmächte reicht das Spektrum von Handeln und Ideologie – 
und in diesem besten Teil der Arbeit gelingt es der Verfasserin überzeugend, die zeitgleichen gegen-
sätzlichen Äußerungen als primär taktisch bedingt zu entlarven.  

Der enorme Stoffreichtum des dargestellten Geschehens hätte für eine ganze Buchreihe ausgereicht. 
Franziska Bruder führt eine Reihe neuer und wichtiger Texte zum ukrainisch-jüdischen Verhältnis 
an. Schon damit hat sie die Forschung vorangebracht. Die Masse komplizierter Zusammenhänge be-
dingt, dass die Verfasserin einiges verkürzt darstellt (so etwa die Aktionen der allerdings von den 
Bandera-Leuten gern totgeschwiegenen Mel’nyk-Fraktion ebenso wie die Problematik der Zwangs-
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arbeiter und der legalen Nationalisten im Reich und im Protektorat, die sie ganz ausgeklammert hat). 
Auch hätte sie deutlicher machen können, wie das Ineinandergreifen von spezifischen biografischen 
Faktoren der OUN-Protagonisten und scheinbarer Alternativlosigkeit zur nationalistischen Perspek-
tive ein Szenario von Verbissenheit und Unbelehrbarkeit schuf. Die generelle Verbreitung dieser 
ausschließlich auf die ethnische Nation fixierten Einstellung war in der politischen Welt der Mitte 
des 20. Jahrhunderts über die ukrainische Kommunität hinaus verbreitet. Die im Titel genannte Alter-
native galt schließlich mutatis mutandis für viele nationale oder politische Gruppen jener Zeit (selbst 
für diejenigen, die sich schon auf einen Staat beziehen konnten), und die nationalistischen Ukrainer 
kennzeichnete dabei allein eine prekäre faktische Ausgangslage und eine noch stärker ausgeprägte 
Dürre des politischen Denkens.  

Franziska Bruder verfolgt die erfolglose Suche der OUN nach einem politischen Platz bis 1948. 
Sie hätte noch ein paar Jahre weiter gehen können und dann auch die identitätsbildende Funktion der 
OUN nach dem Zerfall der UdSSR ansprechen können. Vielleicht ist es aber auch gut, dass sie hier 
einen klaren Schnitt gezogen hat. Das Verdienst des Buches ist dabei, die politische Welt jenseits der 
zentralen Oberflächenthemen des Zweiten Weltkriegs zu beschreiben und dabei auch die Relativität 
der uns gemeinhin so vertrauten Zeitgrenzen zu belegen.  
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Russischen Spezialisten für die Geschichte der Arbeiterbewegung des 20. Jahrhunderts muss man 
den Autor nicht vorstellen: Über drei Jahrzehnte hinweg hat er sich mit den Problemen beschäftigt, 
die im Titel seines neuen Buches angesprochen werden. Natürlich wäre es von den 1960er bis 
1980er Jahren nicht nur unpassend, sondern sogar gefährlich gewesen, über „die geheimen Codes 
der Geschichte der Komintern“ zu schreiben. Aber dennoch haben sowjetische Gelehrte in dieser  
Periode umfangreiche Forschungsarbeiten durchgeführt, die es an der Wende von den 1980er zu den 
1990er Jahren ermöglichten, angemessen auf das explosionsartig anwachsende Interesse der Öffent-
lichkeit für die Ereignisse und Prozesse der jüngeren Vergangenheit zu antworten.  

Die Zeiten des Perestrojka-Booms sind längst vergangen, und jene, die sich weiterhin mit der Ge-
schichte der internationalen kommunistischen Bewegung beschäftigen, kann man heute nicht nur in 
Russland, sondern auch im Westen an den Fingern einer Hand abzählen. Diese Bewegung wird nicht 
mehr als Feind verstanden, der eine Gefahr für die „freie Welt“ darstellt. Das ist gut und schlecht 
zugleich. Gut, weil es den Forschern erlaubte, sich von politisierten Stereotypen und Apriori-
Bewertungen zu befreien, schlecht, weil ohne finanzielle Unterstützung und gesellschaftliche Auf-
merksamkeit bedeutsame wissenschaftliche und Veröffentlichungsprojekte vom Austrocknen be-
droht sind.  

Umso erfreulicher ist das Erscheinen dieser gewichtigen wissenschaftlichen Arbeit, deren Autor 
stets ohne lange Unterbrechungen von sich hören ließ. Einen bekannten Ausspruch paraphrasierend 
könnte man sagen: „Ehemalige Historiker gibt es nicht.“ [Anm. des Übers.: „Ehemalige Tschekisten 
gibt es nicht.“ Redensartliche Formel für die lebenslange Verpflichtung von sowjetischen/russischen 
Geheimdienstmitarbeitern gegenüber ihrem Dienst.] Er ist als Vorbild für die ältere Generation von 
Gelehrten geeignet, von denen viele noch voller Kraft und frischer Ideen sind, aber sich nicht dazu 
entschließen können, die Resultate ihrer Arbeiten dem Urteil der sich radikal verändernden (und leider 
auch schrumpfenden) Forschergemeinde auszusetzen.  

Nun zum Buch selbst, und vor allem zu seiner Quellenbasis. Die Kommunistische Internationale 
betrachtete sich selbst als den Globus umspannende Partei der proletarischen Weltrevolution, die in 
allen Ländern ihre „nationalen Sektionen“ bildete und unterstützte. Dieser „globalistische“ Ansatz 
führte sowohl zur Herausbildung eines gewaltigen bürokratischen Apparates in Moskau als auch zur 
Ausbreitung eines weltweiten Kommunikationsnetzes, das man mit dem heutigen Internet vergleichen 
könnte. Tote Briefkästen, Funkstationen, Verbindungszentren, Doppelagenten – all das wird früher 
oder später in interessante Romane eingehen. Jede der kommunistischen Parteien empfing regelmäßig 
Instruktionen und Direktiven aus Moskau, die den Rhythmus ihres politischen Lebens bestimmten. 
Zunächst wurden diese von diplomatischen Kurieren und Spezialagenten übermittelt, später über-
nahm diese Funktion der Äther.  
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Die Korrespondenz zwischen dem Exekutivkomitee der Komintern (EKKI) und den einzelnen 
kommunistischen Parteien, die sich in dessen Archiv angesammelt hat und bis heute unter Ver-
schluss ist, hat die Fantasie von mehr als einer Generation von Forschern angeregt. Der Ausdruck 
„Chiffretelegramm“ ist bis zum heutigen Tag ein Schlüsselwort für all jene, die sich mit der Ge-
schichte der kommunistischen Bewegung beschäftigen – alle haben davon gehört, aber niemand hat 
sie je zu Gesicht bekommen. Anfang der 1990er Jahre hatte Firsov, der Mitarbeiter des Kominter-
narchivs geworden war (damals RCChiDNI, heute RAGSPI), das Glück, Zugang zu dieser Quelle zu 
erhalten.  

Sein Buch ist praktisch vollständig auf der Basis des chiffrierten Schriftverkehrs verfasst. Im ersten 
Kapitel gibt der Autor dem Leser eine Vorstellung von dessen Umfang und den Umständen seiner 
Entstehung. Im Archiv werden 764 Akten für die Jahre 1933 bis 1943 aufbewahrt, deren Adressaten 
insgesamt 30 kommunistische Parteien waren. Je bedeutsamer die Ereignisse in dem einen oder an-
deren Land für Moskau waren, desto intensiver wurde die chiffrierte Korrespondenz mit dessen 
Kommunisten. Im Buch wird das anschaulich am Beispiel Frankreichs in der Ära der „Volksfront“ 
gezeigt.  

An dem geheimen Schriftwechsel mit den kommunistischen Parteien waren die unterschiedlich-
sten Unterabteilungen der Komintern beteiligt, ihre technischen Dienste, der Apparat der sowjeti-
schen diplomatischen Vertretungen und sogar die militärische Aufklärung. Die Basisarbeit leistete 
die Abteilung für internationale Verbindungen (nach 1935 Verbindungsdienst) des EKKI, die über 
ein weltweites Agentennetz und solide finanzielle Möglichkeiten verfügte. Ihre Mitarbeiter nahmen 
eine besondere Stellung in der Kominternhierarchie ein. Sie arbeiteten sogar in Moskau unter Deck-
namen. Manchmal waren nicht einmal ihre engsten Angehörigen, mit denen zusammen sie auf Aus-
landsdienstreisen gesandt wurden, über den Charakter ihrer Arbeit im Bilde.  

Wenn man Direktiven per Funk übermitteln konnte, so wurde Geld in der Regel von Kurieren über-
bracht, darunter auch von Mitarbeitern der sowjetischen Auslandsaufklärung. In Firsovs Buch gibt es 
keine sensationellen Enthüllungen über das verschwundene „Gold der Partei“, dafür wird das System 
der Finanzierung der kommunistischen Parteien offengelegt, das Mitte der 1930er Jahre entwickelt 
wurde. „Der Umfang der Zahlungen, die die einzelnen kommunistischen Parteien oder ihre Jugend-
organisationen erreichten, war im allgemeinen nicht sehr bedeutend, aber, was außerordentlich wichtig 
ist, sie trafen relativ regelmäßig ein.“ (79) Die Subsidien bildeten ein wirksames Instrument der poli-
tischen Kontrolle vonseiten der Führung der Komintern, insbesondere über Parteien, die sich in einem 
illegalen Status befanden (125). In den Fällen, wo Polizeibehörden oder Massenmedien Kenntnis 
von der finanziellen Unterstützung erhielten, wurde die Sache oft zum internationalen Skandal, des-
sen Zentrum die unheilbringende „Hand Moskaus“ bildete.  

Im Zweiten Weltkrieg verlor das Exekutivkomitee der Komintern viele Hebel der operativen Lei-
tung der kommunistischen Parteien. Der von der Sowjetunion mit Hitler eingegangene Nichtangriffs-
pakt rief „Desorientierung und Verwirrung über die Position des EKKI“ hervor (328). Das Exekutiv-
komitee musste die brüske Änderung der politischen Linie der kommunistischen Parteien der Länder, 
die Deutschland den Krieg erklärten, von heute auf morgen aufzwingen. Später jedoch warnte es sie 
vor Vertraulichkeiten mit den deutschen Besatzern. Dass nicht eine dieser Parteien es wagte, eine  
eigene Meinung zu äußern, wurde schon nicht mehr als etwas Ungewöhnliches betrachtet. Zur letzten 
Prüfung, der die Komintern unterzogen wurde, wurde der Große Vaterländische Krieg. Während er 
die Auflösung der Dritten Internationale näher brachte, ermöglichte er es ihr zugleich, ihre Existenz 
in Dur-Tönen zu beenden. Die entschieden für die Verteidigung der Sowjetunion eintretenden kom-
munistischen Parteien der ganzen Welt trugen keinen geringen Teil zur Zerschlagung des Faschismus 
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bei, und das, nachdem sie schon Jahrzehnte im wesentlichen von der politischen Arena abgetreten 
waren. In den Reihen der Widerstandskämpfer, in den Partisaneneinheiten und an der Front kamen 
die besten Eigenschaften des „Soldaten der Weltrevolution“ zur Geltung. Ihr Leben riskierten glei-
chermaßen jene, die mit der Waffe in der Hand kämpften wie die, die beständige Verbindungen im 
Hinterland der deutschen Truppen sicherten. Über die Komintern erreichten Moskau nachrichten-
dienstliche Informationen von unschätzbarem Wert, die es ermöglichten die Leben zehntausender 
sowjetischer Bürger zu retten (siehe den Abschnitt „Die Komintern und die sowjetische Aufklärung“).  

Viele Themen, die vom Autor erstmals dargestellt werden, erfordern auch in dechiffrierter Form 
eine mühevolle analytische Bearbeitung, damit sie in den erforderlichen historischen Kontext ein- 
geordnet werden können. Man nehme etwa das Zitat, mit dem das Buch beginnt: Der Führer der  
amerikanischen Kommunisten teilt Moskau seine Bereitschaft mit, zehn Werke von Marx und 15 
von Engels nach Italien zu schicken. Bei dem, was hier ganz absurd erscheint, geht es in Wirklich-
keit um die Lieferung von zehn Bombern („Marx“) und 15 Jagdflugzeugen („Engels“) an die repu-
blikanische Regierung Spaniens. Bei der Erfindung solchen „Neusprechs“ vergas man in Moskau 
nicht, die nationalen Spezifika zu berücksichtigen. So bezeichnete in der Korrespondenz mit den  
japanischen Kommunisten „ein Kilogramm Tee“ tatsächlich amerikanische Dollar.  

Wahrscheinlich gibt es keinen Aspekt der Geschichte der Komintern, der in der chiffrierten Kor-
respondenz nicht seinen Niederschlag gefunden hätte. Hier stößt man zum Beispiel auf die Subven-
tionszahlungen an ausländische kommunistische Parteien, auf die folgsame Unterstützung der Außen-
politik der UdSSR und auf Entscheidungen über die Kader. Keine geringe Rolle spielt in der Korre- 
spondenz die Beteiligung der Komintern am „Großen Terror“ Stalins. Mittels chiffrierter Telegramme 
wurden künftige Opfer nach Moskau gerufen, davon viele, die dem Befehl folgten, obwohl sie sich 
ihres künftigen Schicksals völlig bewusst waren. Wer sich dem Ruf in die Sowjetunion verweigerte, 
wie etwa Willi Münzenberg, wurde zum „Renegaten“ und zum Objekt der Verfolgung durch die 
kommunistische Partei jeglichen Landes, in dem er sich aufhielt. Er nahm ein beträchtliches Risiko 
auf sich, bis hin zu dem der Ermordung.  

Es wäre sinnlos die Hauptgegenstände des Buches und die einzelnen Funde des Autors alle aufzu-
zählen. Es soll dem Vergnügen des Lesers daran, mit der lebendigen Geschichte der Komintern in 
Berührung zu kommen, nicht vorgegriffen werden. Aber eines muss unbedingt gesagt werden: Firsov 
hat mit der Analyse der Chiffrierungen, die die Führung des EKKI bei der Kommunikation mit den 
ausländischen kommunistischen Parteien benutzte, eine enorme Leistung vollbracht. Nicht in allem 
war er erfolgreich, nicht alle „weißen Flecken“ auf der Karte der Kominterngeschichte konnten aus-
gefüllt werden, aber ein Anfang ist gemacht. Eine gewaltige Zahl von Namen wurde entschlüsselt, 
Schlüssel zur Erklärung der Prinzipien der Kodierung und des Versands von Informationen wurden 
gefunden. Von der Qualität der Forschungsarbeit zeugt schon das Faktum, dass im Buch mehr als 
zwei Dutzend Pseudonyme angeführt werden, derer sich der Generalsekretär des EKKI, Georgi  
Dimitroff, bediente (32). Früher oder später werden die Dokumente, die der Autor verwendet hat, 
der Forschung allgemein zugänglich werden, und wir werden vom Ausgangspunkt der Hypothesen 
und Ergebnisse des Buches aus dankbar weitergehen.  

Bei all ihrer Einzigartigkeit darf die chiffrierte Korrespondenz nicht als ausreichende Quelle für 
die vollständige Rekonstruktion der Geschichte der Komintern betrachtet werden. Sich auf die in den 
Funktelegrammen enthaltenen Informationen zu beschränken, würde bedeuten, das Schwergewicht 
auf den bürokratisch-technischen Aspekt des Themas zu legen, auf die Verbindung der „zweiten  
Ebene“ zwischen dem EKKI und den einzelnen KPs. Darüber, wie in der Führung der Komintern 
Entscheidungen getroffen und wie sie „verkauft“ wurden, welchen Einfluss die außenpolitische Lage 
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oder die innere Entwicklung von Stalins Regime auf sie hatte, teilt uns diese Quelle kaum etwas  
mit.  

Die im Buch präsentierten Dokumente bestätigen die Schlussfolgerung des Autors, dass bei der 
Komintern die positive Haltung zur Sowjetunion aufs Engste mit der Akzeptanz dieses Regimes ver-
bunden war. „Indem sie auf der internationalen Arena als Propagandist und Beschützer des sowjeti-
schen Systems auftrat und Solidaritätsbekundungen der Arbeitenden mit der Politik der UdSSR er-
wirkte, spielte die Komintern die Rolle ihrer außenpolitischen Stütze. Sie fungierte als integraler Teil 
des ideologisch-politischen Mechanismus, der von Stalin und seiner Umgebung für die Sanktionierung 
der eigenen Politik ‚im Namen des internationalen Proletariats‘ benutzt wurde.“ (146)  

In diesem Zusammenhang wäre es nützlich gewesen, in der Einleitung die Konturen des neuen 
Bildes der Komintern zu umreißen, wie sie sich auf der neuen Quellengrundlage abzeichnen, und auf 
die Aspekte ihrer Geschichte hinzuweisen, die im Buch nicht ausreichend beleuchtet wurden oder 
werden konnten. In den letzten Jahren sind neue Dokumenteneditionen aus den Archivbeständen 
Stalins und der VKP (b) erschienen, und russische Historiker haben interessante Monografien publi-
ziert, die der Autor des rezensierten Werks nicht berücksichtigen konnte. Kritisch zu vermerken ist, 
dass er das elektronische Archiv der Komintern (http://www.comintern-online.com) nicht benutzt 
hat, das über eine Million Digitalisate umfasst.  

Es sei angemerkt, dass das Buch die Ereignisse des letzten Jahrzehnts der Geschichte der Komin-
tern analysiert, die bisher am wenigsten erforscht wurden, aber ohne Zweifel die tragischsten waren. 
Dass im Titel die gesamte Periode der Existenz dieser Organisation angeführt wird, die sich selbst 
stolz den „Generalstab der Revolution“ nannte, ist wohl am ehesten als ein Marketing-Schachzug zu 
sehen, mit dem das Gewissen des Verlages zurechtkommen muss.  

Aber nichtsdestoweniger haben wir es mit einem Fall zu tun, wie er auf dem heutigen Markt der 
Wissenschaftsproduktion äußerst selten vorkommt: Der prätentiöse Titel des Buches wird – lässt 
man die angesprochenen Rahmendaten einmal außer Acht – in vollem Maße seinem Inhalt gerecht. 
Die Auseinandersetzung des Autors mit einem neuen, bis heute selbst russischen Historikern un- 
zugänglichen Quellenbestand führt nicht nur zur Präzisierung einer Reihe von Einschätzungen und 
zur Anreicherung der Kominterngeschichte mit neuen Fakten, sondern man kann von einer neuen 
Perspektive auf ein breites Spektrum wissenschaftlicher Probleme sprechen, die die markantesten 
Jahre der Geschichte der internationalen kommunistischen Bewegung betreffen. Niemand, der sich 
mit dem letzten Jahrzehnt der Komintern befasst, kommt um dieses Buch herum, das auf diesem ge-
schichtswissenschaftlichen Forschungsfeld wenn nicht einen Meilenstein, so doch mindestens ein 
bemerkenswertes Ereignis darstellt.  

Eine letzte Bemerkung: Es ist bereits ein Gemeinplatz geworden, vom Nutzen der Herausgabe 
dieses oder jenes rezensierten Buches in Russland zu sprechen. Hier haben wir es mit dem umgekehr-
ten Fall zu tun: Ein Historiker, der nun schon anderthalb Jahrzehnte in den USA lebt und arbeitet, 
hat die Früchte seiner Arbeit als erstes dem russischen Leser präsentiert. Das ist nicht nur einfach der 
Achtung für die Kollegen, sondern auch der Rolle geschuldet, die die Komintern in der russischen 
Geschichte des 20. Jahrhunderts gespielt hat. Es steht zu hoffen, dass ein solcher Ansatz auch von 
den westlichen „Sowjetologen“ aufgegriffen und das bedeutsame Buch von Fridrich I. Firsov bald-
möglichst auch in englischer Sprache erscheinen wird.  
 
Aus dem Russischen übertragen von Jürgen Zarusky.  
 
Redaktionelle Betreuung: Redaktion der Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 
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Kurz nach dem Tod Stalins wurde das Lagersystem des Gulags
durch eine Reihe von Häftlingsaufständen erschüttert. Die
blutige Niederschlagung der Streik- und Aufstandsbewegung 
der Häftlinge im Lagerkomplex von Vorkuta im Sommer 1953,
die Gegenstand der von Wladislaw Hedeler und dem seiner-
zeit als politischer Oppositioneller selbst in Vorkuta inhaftier-
ten Horst Hennig herausgegebenen „dokumentierten Chronik“
ist, zeigte zugleich die Brutalität und die langfristige Perspek-
tivlosigkeit des stalinistischen Gulags. Sie lässt sich – neben 
Massenunruhen in Noril’sk oder Karaganda – als Kulmination 
systemimmanenter Schwächen sowie explosiver Gegenbewe-
gungen verstehen, die ihren Teil zur Auflösung des traditio-
nellen Gulags beitrugen. [1] An der Widerstandsbewegung in 
Vorkuta nahm auch das im Gesamtmaßstab kleine Kontingent 
Deutscher teil, das sich vor allem aus deportierten politischen 
Häftlingen aus der SBZ/DDR zusammensetzte. Unter den ins-

gesamt 53 toten Häftlingen des 1. August 1953 in der 10. Lagerabteilung befanden sich zwei Deut-
sche; die Salven des MVD verletzten zudem 123 weitere wehrlose Häftlinge, darunter 14 Deutsche. 
Damit war der Aufstand zwar keine deutsche Angelegenheit. Er ist aber doch auch ein Mosaikstein 
deutscher Geschichte, der in der Tat bislang nur wenig Beachtung fand; generell steckt die Aufarbei-
tung der nicht-sowjetischen Dimensionen des Gulags eher noch in den Anfängen. Hierbei wäre etwa 
der Einfluss des 17. Juni auf Stimmungslage und Widerstandswillen der Häftlinge genauer zu 
bestimmen. Dieser Faktor wird in der vorliegenden Darstellung hoch veranschlagt (u.a. 56). Doch 
gibt es schon für größere Transporte ostdeutscher Verhafteter nach Vorkuta nach dem 17. Juni außer 
einigen wenigen Erinnerungsberichten (84) keinerlei belastbare Hinweise. Darüber hinaus erscheint 
es zweifelhaft, ob Ukrainer oder Balten, die die weit überwiegende Mehrheit der Lagerinsassen und 
Streikaktivisten stellten, tatsächlich der Ermutigung aus Deutschland bedurften (97, 145). Generell 
misst das Werk den ausgewerteten 24 deutschen Zeitzeugenberichten einen hohen Stellenwert für die 
historische Aufarbeitung der Ereignisse bei. In diesem Kontext wird mit Recht die kritische Lektüre 
offizieller Dokumente eingefordert, die durch den Blick von oben und voreingenommene, ideologi-
sche Interpretationen des Geschehens kontaminiert sind. Dass gerade für eine über die detaillierte 

http://www.sehepunkte.de/print/print.php?reviewId=13710#fn1#fn1�
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Rekonstruktion von Ereignissen hinausgehende Analyse schriftliche oder mündliche Erzählungen 
von Augenzeugen ebenfalls kritisch zu bewerten sind, geht in der Argumentation – und Darstellung 
– leider etwas unter (21-23). So präsentiert sich das Buch in Teilen auch als Dokumentation des 
nicht unproblematischen Verhältnisses, das Zeitgeschichte und Zeitzeugen beispielsweise mitunter 
hinsichtlich Erfassung und Bewertung der (sowjetischen) Repressionen in Ostdeutschland ab 1945 
pflegen (169). Die in der Monografie anklingende Annahme, dass die Geschichte der Verfolgungen 
in der SBZ/DDR verschwiegen oder vergessen wurde, lässt sich im Übrigen besonders für die Bun-
desrepublik der 1950er und frühen 1960er Jahre kaum aufrechterhalten. In diesem Zusammenhang 
erscheint die weitere Erforschung der gesellschaftlichen und politischen Integration der ehemaligen 
Häftlinge und ihres möglichen Einflusses auf Meinungsbilder in Westdeutschland von Interesse. Die 
im Band enthaltenen Kurzbiografien ehemaliger (deutscher) Häftlinge weisen durchaus einige be-
achtenswerte Karrieren nach. Schließlich fällt in den Angaben eine Häufung später Auszeichnungen 
mit dem Bundesverdienstkreuz auf (2007), die im Gesamtkontext der Veröffentlichung genauer 
kommentiert hätten werden sollen. 

Geht man von dem bereits erwähnten Spannungsverhältnis zwischen sowjetischen amtlichen Doku-
menten und zeitgenössischen Erfahrungen der Häftlinge aus, so stellt die ausführliche Streik-
„Chronik“ den Kern der Veröffentlichung dar. Die umfassende Einleitung selbst, in der das Lagersy-
stem des Gulags beschrieben wird, lässt die frühen Jahre im Dunkeln und birgt im Übrigen immer 
wieder Unklarheiten oder Fehler: Das betrifft etwa die Anzahl deutscher Häftlinge in Vorkuta oder 
die Darstellung der sowjetischen Gerichts- und Repressionsapparate in der SBZ/DDR (27, 31, 40f.). 
Auch wird der Leser hinsichtlich einer angemessenen Einbettung der Vorkuta-Ereignisse von 1953 
in sowjetische und internationale Entwicklungen letztlich im Unklaren gelassen. Die im Anhang des 
Bandes abgedruckten Erinnerungsberichte und Dokumente geben wiederum punktuellen Aufschluss 
über Regime- und Lebensbedingungen in Vorkuta; die publizierten zeitgenössischen Fotografien lassen 
deren Härte zumindest ansatzweise erahnen.  

Die Gegenüberstellung sowjetischer Meldungen auf der einen und Schilderungen vornehmlich 
deutscher Häftlinge auf der anderen Seite macht Hauptmerkmale des Streiks deutlich, die ihrerseits 
das gesamte Gulag-System charakterisieren. Die Verwaltung nahm den Widerstand der Häftlinge 
einseitig als „konterrevolutionär“ motivierte, zentral organisierte Bewegung wahr. Diesen Grund- 
annahmen hatten sich etwa auch Berichte der „Agenturen“, der Lagerspitzel, anzupassen. Aus dieser 
Sichtweise heraus war es für die Lagerleitung undenkbar, die politisierten Forderungen der Häftlinge 
zu akzeptieren bzw. auch nur zu diskutieren. Der verheerende Waffeneinsatz vom 1. August 1953 
selbst schließlich wurde von den sowjetischen Spitzen zumindest billigend in Kauf genommen. Der-
lei administrative Grunddispositionen schlossen eine unblutige, alternative Lösung der Konfrontation 
nahezu aus, zumal stalinistischen Kadern vor Ort die Fantasie fehlte, die von der Obrigkeit in Moskau 
diskutierten beziehungsweise geplanten Systemänderungen vorauszusehen. Auf Seite der Häftlinge 
führte eine Mischung von langjährigen unerträglichen Lebens- und Arbeitsbedingungen, politischem 
Bewusstsein und aktuellen Missständen zum offenen Aufbegehren. Die Selbstorganisation der Strei-
kenden unterstreicht, dass im Gulag schon die Selbstbehauptung der Persönlichkeit oder „zivile“ 
Umgangsformen nur im Widerstand gegen das Regime möglich waren. Damit verweist der vorlie-
gende Band auf internationale wie soziale Dimensionen der Geschichte des Gulags, ohne allerdings 
eine eingehende Analyse zu bieten.  
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Anmerkung:  
 
[1] Maßgeblich hier die Edition Ju. N. Afanas’ev u.a. (Hrsg): Istorija Stalinskogo Gulaga. Konec 

1920-ch – pervaja polovina 1950-ch godov. Sobranie dokumentov v semi tomach, Moskau 
2004–2005.  
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Die sowjetische Nachkriegspolitik gegenüber Deutschland und
Österreich war nicht nur für Zeitgenossen lange Zeit äußerst 
rätselhaft. Auch die historische Forschung musste jahrzehnte-
lang oft über die politischen Absichten des sowjetischen Dikta-
tors Stalin spekulieren, weil sie dessen Politik mit Blick auf
die ehemaligen Hauptkriegsgegner nur über Umwege anhand 
westlicher Quellen aufarbeiten konnte. Inzwischen hat sich
die Situation deutlich verbessert. Die Archivlage lässt es jetzt
zu, alte Forschungsergebnisse zu überprüfen und neue weiter-
führende Fragen aufzuwerfen. Das gilt vor allem für die in 
der historischen Zunft lange Zeit vertretene Auffassung, Stalin 
habe sich bei der Umsetzung seiner Nachkriegspolitik gegen-
über den ostmitteleuropäischen Anrainerstaaten von einem
Masterplan leiten lassen. Dass solche Thesen gemeinhin als 
widerlegt angesehen werden können, verdeutlichen zunehmend
jüngste Forschungsergebnisse, die die stalinistische Außen-
politik nach 1945 unter vergleichender Perspektive betrachten.

Zu diesen zählt auch der vorliegende Band. Er fasst die Ergebnisse einer internationalen Fachtagung 
zusammen, die 2003 am Dresdener Hannah-Ahrendt-Institut für Totalitarismusforschung stattfand. 
Die sowjetische Deutschland- und Österreichpolitik wird dabei vorrangig unter dem Gesichtspunkt 
der „fundamentalen Unterschiede in der Besatzungssituation“ (11) reflektiert, ohne jedoch gleichzeitig 
die jeweiligen Wechselwirkungen zwischen den beiden Entwicklungen auszublenden. Die Frage 
wird aufgeworfen, ob Stalin mit Deutschland etwas anderes plante als mit Österreich. Und das wie-
derum nährt die nach wie vor kontrovers geführte Debatte um die Verantwortlichkeiten für die deut-
sche Teilung. Denn bekanntlich endete die Okkupation Österreichs mit dem Abzug der alliierten 
Truppen, die das Land in die Neutralität entließen; Deutschland dagegen musste vier Jahrzehnte lang 
im Status der Zweistaatlichkeit verharren.  

In vier Themenkomplexen diskutieren deutsche, österreichische und russische Historiker die sowje-
tischen Nachkriegsplanungen während des Zweiten Weltkriegs, die Besatzungsorganisation, die Be-
satzungspolitik und deren konkrete Ergebnisse jeweils für Deutschland und die Alpenrepublik. Im 
Zusammenhang mit den bislang nur schwer zu rekonstruierenden Moskauer Nachkriegskonzepten 



 241 sehepunkte – Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 

Ost- und Nordeuropa  

formuliert Aleksej Filitov die These, dass für Stalin, der wichtige Entscheidungen persönlich zu tref-
fen pflegte, Teilung oder Sowjetisierung nur zwei mögliche Alternativen darstellten, eine weitere 
hätte in der Neutralisierung des Landes bestanden (25-40). Jochen Laufer vertritt dagegen die Auf-
fassung, dass es zu keinem Zeitpunkt der sowjetischen Nachkriegsplanungen für Deutschland einen 
gesamtdeutschen Lösungsansatz gegeben habe. Seit 1942 sei von Stalin konsequent und mit oberster 
Priorität das Teilungskonzept verfolgt worden. Als es darum ging, praktische Verantwortung zu  
übernehmen, bot sich die Einteilung in verschiedene Okkupationszonen, in denen der jeweilige Ober-
befehlshaber vollständige Verfügungsgewalt besaß, geradezu an, sodass Stalin in seinem Einfluss- 
bereich eine Politik der freien Hand praktizierte (509-535). Diese provokativen Feststellungen, die 
Laufer mit internen Unterlagen des sowjetischen Außenministeriums belegt sehen will, mögen für 
die Kriegsjahre ihre Richtigkeit haben. Für diese Phase trifft zweifellos zu, dass der sowjetische Dikta-
tor mit Blick auf Deutschland zu den hartnäckigsten Verfechtern einer territorialen Zerstückelungs-
politik zählte. Allerdings blendet der Autor in seinen Schlussfolgerungen bisherige Forschungen aus, 
die belegen, dass der Kremlchef nach 1945 sehr wohl in gesamtdeutschen Perspektiven dachte und 
seine politischen Initiativen auch daran auszurichten versuchte.  

Weit weniger umstritten stellt sich die Situation in dieser Hinsicht für Österreich dar, wie Manfred 
Murgauer belegt (41-76). Das oberste Nachkriegsziel der UdSSR bestand hier darin, die österreichi-
sche Souveränität wiederherzustellen. Während man in Deutschland dabei auf eine starke aktive  
Beteiligung der Moskauer Exil-KPD setzte, spielte für die mit Österreich befassten sowjetischen 
Nachkriegsplaner die dortige KPÖ nur eine untergeordnete Rolle. Deutliche Unterschiede lassen sich 
aber auch in der Besatzungsorganisation und der Besatzungspraxis ausmachen. Zwar orientierte sich 
der in Ostösterreich angesiedelte SČSK, der „Sowjetische Teil der Alliierten Kommission für Öster-
reich“, an der Grobstruktur seines in Berlin-Karlshorst befindlichen Pendants, der „Sowjetischen  
Militäradministration in Deutschland“ (SMAD). Doch im Gegensatz zu den mehreren zehntausend 
Mitarbeitern der SMAD kam der ostösterreichische Besatzungsapparat kaum über 1000 Militär- und 
Zivilangehörige hinaus, wie Wolfgang Mueller argumentiert (117-142).  

Ähnliche Unterschiede lassen sich für den Repressionsapparat und für das Ausmaß des von der 
Besatzungsmacht ausgeübten Terrors ausmachen. Nicht nur die Opferzahlen, die immer auch Aus-
kunft über den Politisierungsgrad der Justiz geben, variieren dabei beträchtlich. Wie Andreas Hilger 
überdies zu berichten weiß, legten die sowjetischen Sicherheitsorgane in Deutschland, die NKWD-
Truppen, MGB-Einheiten und die Militärjustiz bei der Verfolgung von NS-Verbrechern und politi-
schen Gegnern in der Sowjetischen Besatzungszone ein Ausmaß an willkürlicher Repression an den 
Tag, das man für das Nachbarland vergeblich suchen wird (143-167). In diesem Sinne war es nur 
konsequent, dass die dortige sowjetische Internierungspolitik von den Praktiken in der SBZ abwich. 
In Österreich verzichtete man auf das Instrument der Masseninternierung; selbst die politische Säu-
berung der Verwaltung wurde mitunter nur sehr punktuell im Sinne der KPÖ exekutiert. Überhaupt 
überließen die Sowjets die Entnazifizierungsprozesse weitgehend der österreichischen Gesellschaft, 
wie Klaus-Dieter Mulley deutlich macht (249-269).  

Mehr Unterschiede als Gemeinsamkeiten, so Mike Schmeitzner und abermals Wolfgang Mueller, 
ergeben sich auch beim Vergleich des unter sowjetischer Regie errichteten Parteiensystems sowie 
der Etablierung von Verwaltung und Regierungsstrukturen in beiden Besatzungsgebieten (271-311, 
313-339). Während in der SBZ von Anfang an die KPD quasi als verlängerter Arm der SMAD das 
politische System dominierte und in einer Art „simulierter Demokratie“ mit den manipulierten 
Herbstwahlen des Jahres 1946 erste diktatorische Facetten aufleben ließ, traf dies auf die politischen 
Anfänge Ostösterreichs nicht zu. Nach dem desaströsen Wahlausgang für die KPÖ im Herbst 1945 
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reagierte der dortige SČSK nicht mit repressiven Maßnahmen, um das Abstimmungsergebnis zu  
revidieren oder gar die österreichische Sozialdemokratie und bürgerliche ÖVP gleichzuschalten.  
Allerdings hatten die sowjetischen Erfahrungen unmittelbare Konsequenzen für die bevorstehenden 
Ereignisse in ihrem deutschen Besatzungsgebiet.  

Alles in allem bietet der Sammelband eine Fülle neuer Erkenntnisse. Er regt zu weiteren For-
schungen an und macht überdies deutlich, wie wichtig und ertragreich es ist, die sowjetische Außen- 
und Osteuropapolitik nach 1945 unter vergleichender Perspektive zu betrachten. Freilich wäre es 
wünschenswert gewesen, wenn die Herausgeber in einer Synthese die einzelnen Untersuchungs- 
ergebnisse noch stärker miteinander vernetzt hätten. Doch mindert dieser Einwand nicht den Wert 
dieser thematisch insgesamt breit gefächerten und nützlichen Publikation.  
 
Redaktionelle Betreuung: Dierk Hoffmann und Hermann Wentker im Auftrag der Redaktion der 
Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 
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Die Wolgastadt Kasan, Hauptstadt der autonomen Republik Tatarstan der Russischen Föderation, 
die Geschichte ihrer Kirchen und Moscheen und deren Rolle im Leben der Bewohner der Stadt sind 
Gegenstand einer kleinen, ansprechend gestalteten Broschüre, die als Ergebnis eines gemeinsamen 
Projekts von Tübinger und Kasaner Studenten und Doktoranden entstanden ist. Mit finanzieller Unter-
stützung der Stiftung „Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“ im Rahmen des Programms „Ge-
schichtswerkstatt Europa“ konnte die Broschüre in deutscher, englischer, russischer und tatarischer 
Sprache veröffentlicht werden.  

Vorgestellt werden – nach einer kurzen Einführung zur Stadt und zu den Religionen im sowjeti-
schen Kasan – anhand eines Stadtrundgangs sechs Kirchen und vier Moscheen, die alle zwischen 
dem 16. und 19. Jahrhundert errichtet wurden. Im Fokus steht dabei ihre wechselvolle Geschichte in 
der Sowjetunion. Während der Stalin’schen repressiven Religionspolitik der 1930er Jahre wurden 
die meisten von ihnen geschlossen und die Gebäude als Archiv, Planetarium oder Kindergarten ge-
nutzt. Nur jeweils eine Kirche und eine Moschee blieben während der ganzen Sowjetzeit geöffnet. 
Eingeflochten in die Darstellung der Geschichte der Gotteshäuser sind Erinnerungen von Stadt- 
bewohnern wie auch von Restauratoren, die in den späten 1980er und den 1990er Jahren die Gottes-
häuser rekonstruierten; diese Schilderungen illustrieren die Bedeutung und Präsenz auch der säkular 
genutzten Kultstätten im Bewusstsein der Kasaner.  

Der Erinnerung der Interviewpartner an die antireligiöse Politik, die ab 1958 in der Chruscht-
schow’schen Tauwetterphase neuerlich zu Kirchenschließungen führte, ist denn auch ein eigenes 
Kapitel gewidmet. Schilderungen wie z.B. über die Großmütter, die ihre Enkelkinder oft ohne das 
Wissen der Eltern heimlich taufen ließ, weil sie keine negativen Folgen am Arbeitsplatz zu befürch-
ten hatte, sind dabei ein bekanntes sowjetisches Phänomen. Dass dennoch von manchen Gesprächs-
partnern die Tatsache von antireligiösen Maßnahmen in der Chruschtschow-Ära überhaupt geleugnet 
wird, wie auch das geringe Interesse selbst heutiger Studenten an Medressen und Sonntagsschulen 
an der sowjetischen Religionsgeschichte wirft Fragen nach der gegenwärtigen Erinnerungskultur und 
der Auseinandersetzung mit dieser Geschichte auf.  

Damit sind aber auch die Grenzen der Broschüre erreicht, die sich vorwiegend an ein interessier-
tes, aber nicht fachkundiges Publikum richtet. Andere Quellen wie Zeitungs- oder Archivmaterial 
wurden nicht herangezogen, wie überhaupt ein Quellen- und Literaturverzeichnis fehlt. Dass aber die 
gemeinsame Recherche, die Interviews vor Ort und der Austausch der deutschen und russländischen 
Studenten wohl eine für alle bereichernde Erfahrung ist, ist der Broschüre anzumerken.  
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Was auf den ersten Blick – auch von der äußeren Aufmachung 
her – wie eine Neuauflage der gemeinsam vom Autor mit 
Zbynek Zeman verfassten „Urangeheimnisse“ [1] aussieht, 
entpuppt sich bei genauerer Betrachtung als überaus gelungene 
Studie zur Geschichte der lange Zeit geheimnisumwitterten
Wismut AG, einem Staat im Staate DDR. Es ist eine – wie 
bereits der Untertitel des Buches verspricht – populäre Dar-
stellung jenes streng abgeschirmten Mammutunternehmens
auf ostdeutschen Boden, welches das sowjetische Atomwaffen-
programm über einen Zeitraum von mehr als vierzig Jahren
mit rund 230 000 Tonnen Uranerz versorgte und mit den
Grundstein dafür legte, dass die Sowjetunion im Kalten Krieg 
fast doppelt so viele Kernwaffen anhäufte wie die Supermacht
USA.  

Lange Zeit galt die im Erzgebirge geförderte Pechblende als 
Abfallprodukt bei der Silbergewinnung. Das darin enthaltene 
Uranerz wurde erst mit Entdeckung der Kernspaltung von In-
teresse. Allerdings blieben die sächsischen Lagerstätten wäh-

rend des Zweiten Weltkrieges weitgehend ungenutzt, da das deutsche Kernwaffenprogramm sein 
Uran vor allem aus erbeuteten belgischen und französischen Quellen bezog. Der Gefährlichkeit des 
neuen Stoffes war man sich gleichwohl bewusst. So setzte sich Ende 1940 der Betriebsleiter der Joa-
chimsthaler Bergbau GmbH dafür ein, dass das Unternehmen „in Zukunft grundsätzlich keine voll-
wertigen deutschen Arbeiter beschäftigt; der Betrieb ist entweder mit bestimmten ausländischen  
Arbeitskräften oder auch mit Strafgefangenen durchzuführen.“ Zur Begründung wurde angegeben, es 
sei nicht zu verantworten, „dass wertvolle Volksgenossen eine Arbeit leisten müssen, die bei längerer 
Verrichtung mit einer gewissen Sicherheit zum frühzeitigen Tod durch Lungenkrebs führt“ (26 f.). 
Glücklicherweise verschwand dieser verbrecherische Plan in der Schublade.  

Im Gegensatz zu Deutschland und den USA sah sich das seit 1944 forcierte sowjetische Atom-
waffenprogramm einer beträchtlichen „Uranlücke“ gegenüber. Experten hatten dem Leiter des Vor-
habens, Lavrentij P. Berija, Anfang 1945 vorgerechnet, dass die UdSSR beim Stand der gegenwärtigen 
Uranproduktion mindestens zehn Jahre benötigen würde, um allein einen Reaktor in Betrieb nehmen 
zu können. Seit Frühjahr 1945 suchten sowjetische Spezialisten in den von der Roten Armee besetzten 
Gebieten Europas deshalb fieberhaft nach neuen Uranlagerstätten. Im Erzgebirge wurden die sowje-

http://www.sehepunkte.de/print/print.php?reviewId=13105#fn1#fn1�
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tischen Suchkommandos fündig. Im Frühjahr 1946 begann in Johanngeorgenstadt die Förderung der 
ersten Pechblende für die Sowjetunion. Im Sommer des gleichen Jahres entstand aus der bisherigen 
Sächsischen Erkundungsexpedition des sowjetischen Geheimdienstes die „Sächsische Bergbauver-
waltung des NKVD“. Überhaupt hielt die Geheimpolizei alle Fäden bei der Ausbeutung der ostdeut-
schen Uranerzlagerstätten in der Hand.  

Die Sonderstellung der sächsischen Bergbaugebiete, die unter sowjetischer Leitung standen, wurde 
durch die Bildung der Wismut AG am 10. Mai 1947 bestätigt. Die formal nach dem bürgerlichen 
deutschen Aktienrecht operierende Wismut überführte die Bergbauverwaltungen Johanngeorgen-
stadt, Schneeberg, Oberschlema, Annaberg, Lauter und Marienberg in sowjetisches Eigentum und 
erklärte damit ein Gebiet mit rund 1,6 Millionen Einwohnern zu ihrem „Interessengebiet“. Damit 
lebten knapp 30 Prozent der Bevölkerung des Landes Sachsen in einer Sonderzone.  

Die Struktur des neu gebildeten Unternehmens entsprach dem sowjetischen Vorbild und die 
Wismut AG agierte als reines Staatsunternehmen der UdSSR. Zugleich genoss kein Unternehmen in 
der SBZ bei der Besatzungsmacht eine höhere Priorität. Der rasche Ausbau der Strukturen war vor 
allem auf ein autarkes Handeln ausgerichtet. Doch nicht nur die betriebswirtschaftlichen Verhältnisse 
tendierten frühzeitig zum geschlossenen System, die Politik folgte ebenfalls dieser Tendenz. Von 
vornherein ließ die sowjetische Besatzungsmacht in den Einrichtungen der Wismut AG nur die SED 
zu. Bürgerlichen und so genannten Blockparteien wurde hier jegliche Betätigung untersagt. Darüber 
hinaus sicherten die sowjetischen Geheimdienstoffiziere die vollständige politische Kontrolle.  

Dass sich die Wismut AG gleichwohl nicht zum „Gulag im Erzgebirge“ entwickelte, lag an mutigen 
Gewerkschaftern, die – der sozialdemokratischen Tradition folgend – sich mit großer Courage für ihre 
Kollegen einsetzten und insgesamt eine Trendwende bewirkten. Ihr Einsatz legte die Grundlagen dafür, 
dass sich die Wismut AG „nicht zu einem Workuta auf deutschem Boden“ entwickelte (71). Dennoch 
war gerade in der Anfangsphase der Arbeitsalltag von beträchtlichen Härten geprägt. Der rasche  
Anstieg der Beschäftigten – innerhalb von fünf Jahren stieg die Belegschaft von 5000 auf mehr als 
200 000 – führte zunächst immer wieder zu massenhaften Zwangsverpflichtungen, erst allmählich 
setzte sich die Erkenntnis durch, dass mit „freiwilligem“ Personal bessere Arbeitsleistungen zu er-
zielen waren. Die straffe, fast militärähnliche Disziplin im Bergbau und seit Jahrhunderten dort fest 
gefügte Hierarchien machten gerade Neueinsteigern das Leben schwer. Hinzu kam, dass durch das 
hohe Aufbautempo wichtige Sicherheitsfragen vernachlässigt wurden. Arbeitsunfälle und schwer-
wiegende Erkrankungen durch Strahlenschäden gehörten zur Tagesordnung. Zu Beginn der fünfziger 
Jahre lag die jährliche Strahlenbelastung der Wismut-Bergleute 37,5fach über dem international 
empfohlenen Grenzwert. Es kann also nicht verwundern, dass 90 Prozent der an Lungenkrebs oder 
Silikose erkrankten Bergleute der ersten Wismutgeneration angehörten.  

Bis 1949 lieferte die Wismut AG ihr Uranerz unentgeltlich an die Sowjetunion. Dem Vorschlag 
der SMAD, zumindest einen Teil der Lieferungen dem Reparationskonto gutzuschreiben, lehnte 
Moskau zunächst immer wieder ab, „weil die Produktion der Wismut AG in den letzten Jahren be-
reits alle anderen Reparationsleistungen überstieg“ (105). Erst nach längeren Verhandlungen erklärte 
sich die Sowjetunion bereit, jährlich 88,9 Millionen Dollar für die deutschen Uranlieferungen als 
Wiedergutmachung anzuerkennen. Um allerdings einen fiktiven „Reparationsdollar“ durch Uranliefe-
rungen zu erwirtschaften, musste die SBZ/DDR etwa 44 Mark aufwenden. Der Uranbergbau entzog 
so der ohnehin kriegs- und teilungsgeschwächten DDR-Wirtschaft „permanent gegenwertlose Res-
sourcen und führte zum Aufbau eines dauerhaft subventionsbedürftigen Industriezweiges“ (109).  

Auch nach der 1954 erfolgten Bildung der Sowjetisch-Deutschen Aktiengesellschaft Wismut, bei 
der die DDR nochmals innerhalb von fünf Jahren eine Milliarde Mark an die UdSSR für die bereits 
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1946 von der Besatzungsmacht enteigneten Bergwerke zu zahlen hatte, blieb die Frage nach der Ko-
sten-Nutzen-Rechnung der Uranproduktion weitgehend ungelöst. Erst mit dem Regierungs- 
abkommen zwischen der DDR und der Sowjetunion vom 7. Dezember 1962 fanden beide Seiten eine 
gültige Kompromissformel; durch die weitgehende Einführung des DDR-Rechtes endete bei der 
Wismut das Nachkriegszeitalter.  

Die nachfolgenden Jahre der Wismut charakterisiert Karlsch als Blütezeit des Unternehmens. Tat-
sächlich gelang es, durch Rationalisierung den Selbstkostenpreis für die Uranproduktion drastisch zu 
senken. Zugleich erfolgten umfangreiche Investitionen zur Verbesserung des Gesundheits-, Strahlen- 
und Umweltschutzes. Mitte der siebziger Jahre waren allerdings die besten Jahre der SDAG Wismut 
vorbei. Die Qualität der Lagerstätten nahm ab und die Kosten für die Produktion stiegen unaufhör-
lich. Zudem zehrte die DDR-Wirtschaft bereits zunehmend von der Substanz, dringend benötigte  
Investitionsmittel fehlten. Daher wurde zunächst am Umweltschutz gespart. Die Folgen waren gra-
vierend. Gleichwohl kamen die DDR-Regierungsstellen in ihren öffentlichen Gutachten zu dem 
Schluss, dass von den verstrahlten Halden und Absetzanlagen keine Gefahr für die Umwelt ausgehe. 
Umweltbelastungen durch Uran wurden als „Preis im Friedenskampf“ angesehen und der Staat wusste 
sich der unabhängigen Umweltbewegung nicht anders zu erwehren als durch Repression. Als mit der 
friedlichen Revolution von 1989 der Uranabbau sein Ende fand, wurde das ganze Ausmaß der Um-
weltzerstörung deutlich: „3700 ha Flächen waren zu sanieren, über 300 Mio. m3 Haldenmaterial 
mussten verwahrt und Schlammteiche mit einem Volumen von mehr als 160 Mio. m3 Inhalt versie-
gelt werden“ (199). Bis Ende 2005 flossen mehr als 4,6 Milliarden Euro in die Sanierung dieser Ge-
biete. Die gesundheitlichen Folgen des Uranbergbaus sind ebenfalls beträchtlich, mehr als 45 000 Berg-
leute bezahlten ihren Einsatz für die Urangewinnung mit schweren gesundheitlichen Folgen bis hin 
zum Tod.  

Mit seiner Studie über die Wismut hat Karlsch ein rundum gelungenes Buch vorgelegt, das von 
den umfangreichen Vorarbeiten des Autors profitierte. Wünschenswert wäre allerdings gewesen, 
wenn er kurz auf die Urannutzung in der Sowjetunion eingegangen und nicht verschwiegen hätte, 
dass ein nicht geringer Teil des bei der Wismut gewonnenen Urans als Teil atomarer Gefechtsladun-
gen wieder zurück auf DDR-Territorium gelangte. Dies sind jedoch Petitessen. Wer etwas über die 
Geschichte des Uranbergbaus in der DDR wissen möchte, wird an dieser „ersten populären Gesamt-
darstellung der Wismut AG“ nicht vorbeikommen.  

 
Anmerkung:  
[1] Rainer Karlsch/Zeman Zbynek: Urangeheimnisse: Das Erzgebirge als im Brennpunkt der Welt-

politik 1930–1960, Berlin 2002.  
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Der „Prager Frühling“ stand bei Verliebten als Metapher für 
die Reformierbarkeit des Kommunismus, sein Ende im August
1968 haben die Enttäuschten, wie Leszek Kolakowski 1971,
mit dem „klinischen Tod des Kommunismus“ gleichgesetzt. 
In der Tschechoslowakei löste die Intervention im August 
1968 eine Schocktherapie aus. Schon Anfang der 1970er Jahre
arrangierte sich die Gesellschaft mit ihrer Herrschaft: Nach
dem Als-Ob-Prinzip gab eine Seite vor, zu herrschen, und die 
andere ließ sich ihren politischen Gehorsam mit Konsum gra-
tifizieren. Der „Prager Frühling“ war vergessen worden, bis 
ihn die späte sowjetische und die neue russische Geschichts-
schreibung vorübergehend als den „Sündenfall“ des Kommu-
nismus aufgriffen. Dies blieb ohne nachhaltige Wirkung und 
die neuere russische Geschichtsschreibung bietet gleich meh-
rere Interpretationen an, die zu belegen versuchen, dass eigent-
lich die Tschechen an allem schuld gewesen seien. Als vor
einem Jahr zwischen Russland und Tschechien in dieser Hin-

sicht der diplomatische Schlussstrich gezogen wurde, übernahm der tschechische Fiskus auch die 
Entschädigung der 300 bis 400 Todesopfer der Intervention, obwohl die Okkupation der ČSSR so-
wohl nach altem sowjetischem als auch nach neuem russischem Verfassungsrecht für illegal erklärt 
worden war. 

Historiografisch ist das Werk nicht optimal verortet. Das Krisenjahr 1968 bleibt auf die Interven-
tion der fünf Warschauer-Pakt-Staaten in die ČSSR und ihre unmittelbare Vorgeschichte fokussiert. 
Trotzdem handelt es sich um ein sehr wichtiges Werk. Im ersten Band stellt es 70 Beiträge von 80 
Historikern aus „Europa, Russland und den USA“ in zwölf thematischen Kapiteln und im zweiten 
Band 232 Dokumente aus 37 Archiven vor. Die Dokumente sind in zehn Abschnitten angeordnet 
und zweisprachig – meistens in Deutsch und Russisch, in einigen Fällen in Englisch und Russisch – 
ediert.  

Alles, was man hier zum Inhalt sagen könnte, steht im 50-seitigen Vorwort der Herausgeber. Unter-
belichtet bleibt aber die Vorgeschichte: Dies gilt vor allem für den Versuch, die ab 1963 evidente 
Wirtschaftskrise in der ČSSR mit Hilfe verbesserter Wirtschaftsbeziehungen zu Westdeutschland zu 
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lösen, was im Kontext der „neuen deutschen Ostpolitik“ für erhebliche Konflikte innerhalb des Ost-
blocks sorgte und sogar ausdrücklich als Begründung diente für die „zeitweilige Stationierung“ sowje-
tischer Truppen in der ČSSR „zum Zwecke der Sicherheit der Länder der sozialistischen Gemein-
schaft vor den wachsenden revanchistischen Bestrebungen der westdeutschen militaristischen Kräfte“, 
wie es im „Vertrag“ vom 16. Oktober 1968 wörtlich hieß. Gleiches gilt für die militärstrategischen 
Aspekte: War der „Prager Frühling“ eher Vorwand oder Ursache des Einmarsches? In der Einleitung 
werden die sicherheitspolitischen Aspekte zwar als Desiderat bezeichnet, doch die dort gemachten 
Ausführungen sorgen für zusätzliche Irritation: Waren nun in der ČSSR in den 1960er Jahren sowje-
tische Atomwaffen aufgrund einer lediglich „persönlichen“ Zustimmung des Staats- und Parteichefs 
Novotný gelagert, wie einige amerikanische Historiker behaupten, oder nicht?  

Während für die Sowjetunion eine Steigerung der Rüstungsanstrengungen infolge der Intervention 
konstatiert wird, wird dem Westen eine Fortsetzung der Entspannungspolitik bescheinigt. Doch als 
direkte Reaktion auf die Intervention fand schon in Januar 1969 in der Bundesrepublik das erste  
Reforger-Manöver der US-Streitkräfte statt. Eine Luftbrücke zwischen den USA und der Bundes- 
republik sollte die konventionelle „Vorneverteidigung“ der NATO ab der westdeutschen Ostgrenze 
garantieren.  

Weiterführend wäre ebenfalls ein kurzer Hinweis auf die innenpolitischen Folgen gewesen. 
Dubček, der zwar als „Moskaus Mann in Prag“ bezeichnet, aber im Tenor in der traditionellen Dik-
tion des „tragischen Helden“ schraffiert wird, wird nachgesehen, dass er ab April/Mai 1968 „gegen-
zusteuern“ versuchte und 1969 die sogenannte Normalisierung mittrug, die 1970 den Ausschluss eines 
Drittels der Parteimitgliedschaft aus der KPČ zur Folge hatte.  

Mehr Aufmerksamkeit hätte auf jeden Fall der sogenannte „Hilferuf“ verdient, schon wegen der 
Legendenbildung. Zum einen weil das damalige sowjetische Politbüromitglied Schelest, der als „der 
Kontaktmann“ zur „Prager Moskau-Gruppe“ fungierte, in seinen Erinnerungen behauptet, dass die 
Übergabe des „Einladungsbriefes“ an die Adressaten nicht geklappt habe. Zum zweiten weil Vartanov 
beispielsweise ganz selbstverständlich von der Existenz eines solchen Briefes ausgeht (Band 1, 664) 
und zum dritten weil zumindest im „Neuen Deutschland“ am 22. August 1968 ein ganz anderer Text 
des „Hilferufs“ erschien als in der Moskauer „Prawda“ vom gleichen Tag, obwohl der sowjetische 
Politbürobeschluss vom 19. August samt beigefügter TASS-Sprachregelung in Ostberlin zumindest 
hätte bekannt sein müssen (vgl. Dokument Nr. 94, Band 2, 739f.). Dass ein „Einladungsbrief“ in 
Moskauer Archiven entdeckt wurde, bedeutet nicht viel, denn zweifelsohne wurde er vor Ort dik-
tiert. Sehr verdienstvoll ist dafür die Demontage der Legende, wonach Walter Ulbricht aus „histori-
schem Feingefühl“ heraus die Beteiligung der NVA an der Intervention abgelehnt haben soll. Wie so 
oft in der Propaganda: Das Gegenteil entsprach den Tatsachen.  

Besonderes Interesse weckt der Dokumentenband. Dass kein Verzeichnis der Dokumente gemacht 
wurde, ist ein evidenter Mangel, denn die Untergliederung nach thematischen Gesichtspunkten er-
schwert die Orientierung. Übersehen wurde auch, dass die mit redaktionellen Titeln versehenen 
deutschsprachigen Dokumententexte missverständlich sind, wenn man des Russischen nicht mächtig 
ist. Vor allem aber fällt auf, dass tschechische und polnische Dokumente nur nach veröffentlichten 
Fassungen ediert wurden. Unklar bleibt auch, warum nur eine beschränkte Anzahl tschechoslowaki-
scher Dokumente präsentiert wurde, wobei ins Auge springt, dass alle Protokolle sowjetisch-tschecho-
slowakischer Verhandlungen ausschließlich aus russischen Quellen stammen. Das Fehlen einer paralle-
len tschechisch-slowakischen Überlieferung oder der Verzicht der Herausgeber auf die Überprüfung 
der „Deutungshegemonie russischer Quellen“ hätte in der Einleitung vermerkt werden müssen. Nach 
1969 fand in der Tschechoslowakei nämlich eine Aktion zur „Löschung des historischen Gedächt-
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nisses“ statt: Schulkinder wurden aufgefordert, alles schriftliche Material aus den Jahren 1968/69 
einzusammeln und „zur ewigen Aufbewahrung“ abzuliefern.  

Die meistens aus russischen Archiven stammenden Dokumente transportieren ein Parteiengezänk 
im Stil eines Rosenkranzgebets, mit leeren Beschwörungsfloskeln und offenen Widersprüchen ge-
würzt. Oft erwecken die Inhalte den Eindruck einer reinen Propaganda- und Desinformations-
schlacht. Die damals veröffentlichte Desinformationspropaganda mit ihrer auffälligen antideutschen 
Fixierung befestigt diesen Eindruck nachhaltig. Schon ein entsprechender Hinweis hätte mancher 
Archivikone den Heiligenschein gekostet. Außerdem scheint es sich bei vielen in den sowjetischen 
Aktenstücken enthaltenen Anwürfen an die tschechoslowakische Adresse zugleich oder gar haupt-
sächlich um Argumente aus innerparteilichen Auseinandersetzungen in der KPdSU-Führung zu han-
deln: Sie greifen nämlich sachlich nicht, wenn man sie chronologisch und systematisch einsortiert.  

Aus diesem Grund wäre es vielleicht an mancher Stelle wünschenswert gewesen, wenigstens einige 
der in den russischen Dokumenten enthaltenen Vorwürfe kommentiert zu sehen: So beschossen in 
Bratislava „zwei Deutsche“ sowjetische Soldaten (Band 2, 1029), in der Slowakei wurden „Brunnen 
mit Ruhrbazillen vergiftet“. Und obwohl die fremden Truppen auf dem Lande „freundlich begrüßt“ 
wurden, seien in der ersten Woche der Okkupation 58 sowjetische Soldaten erschossen und 250 ver-
letzt worden (Band 2, 763). Stellvertretend hätte mindestens der tödliche Unfall bei der 1. Gardearmee 
überprüft werden können: „Kinder, die sich auf einer Bergstraße als Streikposten aufgestellt hatten“, 
verursachten, dass ein sowjetischer Panzer samt Besatzung in eine Schlucht stürzte ... (Band 1, 670). 
Dies wird ohne Orts- und Zeitangabe, lediglich nach einem Buch über sowjetische Marschälle zitiert 
und ist weder im abgedruckten Bericht des militärischen Oberkommandos noch des KGB enthalten, 
die sonst jeden beschädigten Panzer minutiös aufzählten. Da die betroffene Einheit aus der DDR an-
rückte, hätte der Unfall „aus geographischen Gründen“ also kurz hinter der Grenze passieren müssen ... 
Was machen aber Kinder, die im August Schulferien hatten, nachts auf Bergpässen? Wegen des ge-
waltigen Umfangs bleibt zu hoffen, dass tschechische und slowakische Historiker den Forschungs-
stand mit den Dokumenteninhalten abgleichen.  

Kleinere Fehler haben sich eingeschlichen im Band 1, 736, wo es heißt: „Am 14. und 15. Oktober 
1968 wurde schließlich der Vertrag über die dauerhafte Stationierung sowjetischer Truppen in der 
ČSSR besiegelt“. Der Vertrag über die „zeitweilige“ Stationierung war aber vom 16. Oktober und 
wurde am 18. vom Parlament ratifiziert (1990 ex nunc für ungültig erklärt). Im Band 2, 145, standen 
unter dem Manifest der „2000 Worte“ vom 27. Juni 1968 nicht drei Unterschriften aus Cottbus (in 
Brandenburg/damals DDR), sondern aus Chotěbuz in Schlesien/ ČSSR: Die interne Übersetzung aus 
dem SED-Parteiapparat wie der darauf basierende russische Text sind fehlerhaft. Falsch ist die Bild-
unterschrift im Band 1, 200: „Polnische Truppen marschieren in die ČSSR ein“, denn auf dem Foto 
verlassen sie die ČSSR Richtung Polen. Auch die Bildunterschrift auf Seite 501 trifft nicht zu:  
„Vystup“ bedeutet nicht „Eintritt, Einmarsch“, wie es dort heißt, sondern im Gegenteil „Ausstieg“. 
Solche Kleinigkeiten schmälern aber nicht die großen Verdienste des gewaltigen Unternehmens.  
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Mit Tomáš Staněk legt ein ausgewiesener Spezialist für das
Nachkriegsschicksal der Deutschen in der Tschechoslowaki-
schen Republik eine umfassende Studie zur Frühzeit des Sy-
stems der Internierungs-, Sammel- und Arbeitslager vor. Die 
im Original bereits 1996 erschienene Monografie, die fast 
ausschließlich auf tschechischen Quellenfunden beruht, wurde
für die deutsche Ausgabe ergänzt und aktualisiert. Im Mittel-
punkt der Untersuchung stehen die Displaced Persons, Kriegs-
gefangenen, Zivil- und Untersuchungshäftlinge sowie zwangs-
weise Aus- und Umgesiedelten deutscher Nationalität.  

In einer kurzen Einführung verweist Andreas R. Hofmann
darauf, dass das Lagersystem eine vorbereitende Funktion für 
die spätere „Aussiedlung“ der deutschen bzw. ungarischen 
Bevölkerung hatte. Bis heute verschließt sich dieses Netz aus 
recht unterschiedlichen Lagertypen, die nationalitätenpoliti-
schen, wirtschaftlichen und justiziellen Zwecken dienten, einer
klaren Kategorisierung. Im größeren Rahmen betrachtet, erwie-

sen sich die Lager darüber hinaus als Druckmittel für umfassende politische und gesellschaftliche 
Umwälzungen im tschechoslowakischen Staat, die in der kommunistischen Machtübernahme im Fe-
bruar 1948 kulminierten.  

Innerhalb der tschechischen Gesellschaft stießen nach Kriegsende die endgültige Bereinigung der 
Minderheitenfrage, die „nationale Selbstreinigung“ und die Rache an den Kriegsverbrechern auf einen 
breiten Konsens. Problematisch war jedoch, dass diese Personengruppen in erster Linie national defi-
niert wurden. Staněk zeichnet zunächst die allgemeine Linie von der Lage nach Kriegsende und den 
rechtlichen Grundlagen des „odsůn“ (Abschiebung) bis zur Weiternutzung der von den nationalsozia-
listischen Okkupanten eingerichteten Lager. In der anschließenden Analyse betrachtet er detailliert 
den Aufbau und die Organisation der Lager vor Ort, deren Funktionsweise und Arbeitsabläufe sowie 
den Lageralltag und einzelne Häftlingsgruppen.  

Der erste Abschnitt beinhaltet die Genese der staatlichen Strafjustiz in den böhmischen Ländern. 
Viele Entscheidungskompetenzen blieben im administrativen Chaos der unmittelbaren Nachkriegs-
zeit den unteren Verwaltungsebenen überlassen, sodass auf lokaler Ebene ohne einen einheitlichen 
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oder zentral vorgegebenen Modus die ersten Initiativen für die „Abschiebungen“ und Enteignungen 
entstanden, in deren Rahmen es zu einzelnen Exzessen kam, von denen vor allem Deutsche betroffen 
waren. Während vor Ort definitive Fakten geschaffen wurden, gelang es den übergeordneten Ver-
waltungsinstanzen erst ab Juli 1945, sukzessive die Kontrolle zu übernehmen, wobei sich Kompetenz-
streitigkeiten noch einige Zeit fortsetzten. Umfassend, mitunter penibel erläutert Staněk die lokalen 
Entwicklungen und die sich dabei abzeichnenden Kategorien von Haftgründen.  

Wie alle nachfolgenden Kapitel folgt der nächste Abschnitt, der die Aufbauphase der Lager in den 
ersten Nachkriegsmonaten behandelt, einem chronologischen, in verschiedene Zeitabschnitte unter-
teilten Muster. Die oftmals bereits existierenden Haftstätten wurden einer provisorischen Lagerord-
nung unterworfen und mit Häftlingen gefüllt. Detailstatistiken bieten hierbei einen ersten Eindruck 
vom Ausmaß der Verfolgungen, auch wenn die Gesamtzahl der Insassen auf Grund gewisser Lücken 
in den Quellen zu diesem Zeitpunkt nicht verifizierbar ist.  

In den Sommermonaten 1945 begann der systematische und zwangsweise Arbeitseinsatz. Die kata-
strophalen sanitären Verhältnisse, die schlechte Ernährungslage und die unzureichende medizinische 
Versorgung waren für eine relativ hohe Sterblichkeitsrate verantwortlich. Darüber hinaus stand der 
Willkür einzelner Angehöriger des Wachpersonals oder der Lagerverwaltung Tür und Tor offen, ohne 
dass der Autor hieraus eine allgemeine Systematik der Exzesse ableiten würde. Dennoch: „Der Um-
gang mit den Toten aus den Lagern während der ersten Nachkriegsmonate belegt anschaulich, wie 
tief die Achtung vor dem menschlichen Leben gesunken war und wie Hass, Verachtung oder gewöhn-
licher Zynismus den Sinn für elementare Humanität abzustumpfen vermochten.“ (131)  

In der zweiten Jahreshälfte 1945 verfestigte sich das improvisierte Erscheinungsbild der einzelnen 
Lager zu einem „System“, für das die schleppende Aufnahme von Gerichtsverfahren charakteristisch 
war, sodass den Häftlingen ihr weiteres Schicksal oftmals unnötig lange verborgen blieb. Seit An-
fang 1946 leiteten die tschechoslowakischen Behörden die beschleunigte „Abschiebung“ der deut-
schen Bevölkerung in die Wege, deren Höhepunkt im Juli erreicht wurde. Hiervon waren auch viele 
Lagerinsassen betroffen, deren Hab und Gut konfisziert blieb. Zu diesem Zeitpunkt gelang es aber 
auch, die individuelle und willkürliche Gewalt gegen die Häftlinge einzudämmen. In der letzten Phase 
zwischen 1947 und 1948/49 wurden die verbliebenen Deutschen aus den Grenzgebieten ausgewiesen 
und im Landesinneren angesiedelt, um ihre Assimilierung zu beschleunigen und ihre produktiven 
Fähigkeiten effektiver nutzen zu können.  

Das Fazit verweist noch einmal auf die Stabilisierungsfunktion der Lager für das politische Regime 
im tschechischen Landesteil. Das Lagersystem, das vor diesem Hintergrund als „logische Begleit-
erscheinung“ der tschechoslowakischen Konsolidierungspolitik der Nachkriegszeit erscheint, wurde 
freilich auch nach dem Februar 1948 weitergenutzt – für die verbliebene, einheimische Opposition. 
Der Verfasser unterstreicht den Unrechtscharakter der Lager, geht auf die vielfach menschenunwür-
digen Bedingungen ein und kommt zu einem bemerkenswerten Schluss: „Die Einstellungen gegen-
über dem Einsatz der Lager, die Bedingungen, die in ihnen herrschten, und die Reaktionen darauf 
legen in mancher Hinsicht zweifelsohne Zeugnis vom allgemeinen Zustand der tschechischen Gesell-
schaft ab [...].“ (354)  

Das Jahr 1945 steht im Mittelpunkt der Studie. Die Kategorisierung in Internierungs-, Sammel- 
und Arbeitslager erscheint folgerichtig und wird durch die Auswertung umfangreicher Archivmate-
rialien gestützt. Fakten und Tabellenangaben werden von Staněk akribisch belegt, das zweisprachige 
Ortsnamensregister erhöht den praktischen Gebrauchswert des Buches. Leider fehlt entsprechendes 
kartografisches Material. Bedauerlich ist zudem das größtenteils deskriptive Vorgehen des Verfas-
sers, sodass analytische Betrachtungen eindeutig zu kurz kommen.  
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Entstanden ist eine Organisationsgeschichte der Lager in der Frühphase der ČSR, die einen wich-
tigen Beitrag zur Versachlichung zurückliegender (oder noch anstehender) politisch-historischer 
Aufarbeitungsdebatten leistet. Die Forschung zur Institution „Lager“ in den Volksdemokratien – so 
z.B. in Polen oder in der ČSR – steht erst am Anfang, insbesondere für die Periode von 1945 bis 
1948. Durch die vorliegende Studie, die Pioniercharakter besitzt, fußen unsere Kenntnisse nunmehr 
auf einer breiteren quellengestützten Grundlage. Darin liegt ihr wesentliches Verdienst.  
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Das neue Buch des französischen Stalinismusforschers Nicolas Werth ist ein Meisterwerk. Sein  
Gegenstand ist schrecklich: Es geht um das Schicksal von über 6.000 Menschen aus Moskau, Lenin-
grad und anderen sowjetischen Großstädten, die im Frühjahr 1933 nach Westsibirien deportiert wur-
den. Die Insel Nasino im Ob wurde für die meisten von ihnen zur tödlichen Endstation. Die durch 
den langen Transport und die miserablen Verhältnisse im Transitlager von Tomsk, 900 Kilometer 
südlich von Nasino, bereits stark Geschwächten erwartete dort eine mörderische Hungersnot. Auf 
der Insel fehlte es am Nötigsten, und das zur Versorgung bereitgestellte Mehl verrottete unerreichbar 
am anderen Flussufer. Ein Massensterben setzte ein, und es kam zu einigen Dutzend Fällen von 
Kannibalismus: Die Menschenfresser mordeten oder schnitten jungen Frauen bei lebendigem Leib 
die Waden oder die Brüste ab, um sie zu verzehren. Die entsetzten Bewohner des am Fluss gelege-
nen Dorfes Nasino sprachen seither von der „Kannibaleninsel“. Im August 1933 war von über 6.000 
Deportierten nur noch ein Drittel am Leben.  

Werths Darstellung dieser grauenhaften Episode stalinistischer Verfolgungspolitik ist, ungeachtet 
des etwas reißerischen Titels, alles andere als eine banale Gruselgeschichte. Mit souveräner Kenntnis 
seines Forschungsfeldes und auf einer breiten Quellenbasis beschreibt der Autor das Bedingungs- 
gefüge, das zu den katastrophalen Verhältnissen von Nasino geführt hat. Die Instanzenkonflikte zwi-
schen Moskau und der westsibirischen KP, die klimatischen Bedingungen und das Bandenwesen in 
Russlands „Wildem Osten“, die Reaktionen der Einheimischen, die Schicksale der Deportationsopfer 
und nicht zuletzt die mutige Handlungsweise des jungen kommunistischen Journalisten Wassilij We-
litschko, der die katastrophalen Verhältnisse dokumentierte – all das verbindet Werth in kristallklarem 
Stil zu einer Darstellung, die eine oft erschreckende Anschaulichkeit mit beeindruckender analytischer 
Tiefenschärfe verbindet. Zu einem Meilenstein der Stalinismusforschung wird die mit maßgeblicher 
Unterstützung des Nowosibirsker Historikers Sergej Krassilnikow entstandene Studie dadurch, dass 
sie Vorgänge in der bislang noch nicht sehr intensiv beleuchteten, von der Zwangskollektivierung 
(1929–1932) und dem Großen Terror (1937/38) umschlossenen „Zwischenepoche“ in paradigmati-
scher Weise untersucht und die Entwicklungslinien, die beide verbinden, besser verständlich macht.  

Die Deportationsaktion war das Ergebnis des „großartigen Plans“, den der Chef der Geheimpolizei 
OGPU, Genrik Jagoda, und der Leiter des GULag, Matwej Berman, Stalin im Februar 1933 unter-
breitet hatten. Nach den Erfahrungen mit Massendeportationen von rund zwei Millionen Menschen 
und der Entstehung eines Systems von Sondersiedlungen, die bei der „Entkulakisierung“ der Land-
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wirtschaft gewonnen worden waren, sollten nun weitere zwei Millionen „antisowjetische Elemente“ 
aus Städten und ländlichen Gebieten verbannt werden, insbesondere noch nicht verfolgte „Kulaken“ 
– also wohlhabende Landwirte –, renitente Kolochosbauern, Kulaken, die von ihren Verbannungs- 
orten geflohen waren, „städtische Elemente“, die ihrer im Zuge der Ausstellung von Inlandspässen 
erfolgten Ausweisung aus ihren Heimatstädten nicht Folge geleistet hatten und schließlich Personen, 
die zu Strafen von weniger als fünf Jahren verurteilt worden waren, soweit sie nicht als besonders 
„sozial gefährlich“ galten. In Westsibirien und Kasachstan sollten sie in so genannten Sondersied-
lungen leben und das Land urbar machen.  

In Westsibirien hatte man indes schon große Schwierigkeiten, mit den 300.000 dorthin deportier-
ten „Kulaken“ zurechtzukommen. Doch die Proteste des regionalen Parteichefs Robert Eiche hielten 
Moskau nicht von der Umsetzung des „großartigen Planes“ ab. Über die dazu benötigten Ressourcen 
wurde im Februar 1933 in Moskau auf geradezu abenteuerliche Weise gefeilscht. Die verbrecheri-
sche Fahrlässigkeit, mit der die sowjetische Führungsspitze ohne jede Rechtsgrundlage – wenn man 
nicht bloßen Verfügungen des Politbüros eine solche Qualität zuschreibt – über die Schicksale Hun-
derttausender von Menschen entschied, zeigte sich etwa darin, dass innerhalb von nur drei Tagen 
einmal von zwei Millionen und dann wieder von 500.000 zu Verbannenden die Rede war. Stalins 
Adlatus Molotov machte sich vor allem über die Kosten der Aktion Sorgen und verlangte einen  
„Eigenbeitrag“ der Deportierten.  

Menschenverachtung, Schlamperei und die zynische Gehässigkeit, mit der all jene bedacht wurden, 
denen man den Stempel „antisowjetisches Element“ aufgedrückt hatte, führten an den Deportations-
orten zu Zuständen, die bei den eilends angeworbenen Wachleuten vor Ort die Frage aufkommen 
ließ, ob es die Mächtigen bewusst darauf abgesehen hatten, die Opfer zu Grunde gehen zu lassen. 
Dass das nicht der Fall war, zeigte die Intervention des jungen Parteiinstrukteurs und Journalisten 
Wassilij Welitschko, der drei Monate nach Eintreffen der Unglücklichen auf Nasino eine Unter- 
suchung durchführte, über deren Ergebnisse er aus eigener Initiative Stalin brieflich informierte. 
Während die westsibirische Regionalpresse voll von Propaganda-Artikeln war, in denen die in den 
Sondersiedlungen angeblich vollbrachten Aufbauleistungen gepriesen wurden, schenkte Welitschko 
in seinem zwanzigseitigen Schreiben Stalin reinen Wein ein. Er beschrieb die elenden Lebensbedin-
gungen und die Ahnungs-, Verantwortungs- und Tatenlosigkeit der für die Ansiedlung Zuständigen 
und verwies darauf, dass sich unter den Deportierten eine beträchtliche Zahl von (auch nach stalini-
stischen Kriterien) völlig loyalen und unverdächtigen Menschen befand. Kafkaeske Szenarien hatte 
es da gegeben: Menschen waren auf dem Weg zum Einkaufen festgehalten und nur, weil sie den 
frisch eingeführten Pass nicht bei sich hatten, auf den Weg nach Westsibirien geschickt worden. Bei 
anderen Deportationsopfern handelte es sich um Unterstützungsbedürftige, derer sich die örtlichen 
Behörden auf billige Weise zu entledigen suchten. Der Leiter der westsibirischen Sondersiedlungen, 
Ivan Dolgich, hatte ausdrücklich verboten, Beschwerden von solchen Personen zu überprüfen.  

Im September 1933 erhielt Stalin Welitschkos Brief, den er im Politbüro zirkulieren ließ. Unmittel-
bar darauf machte sich eine hochrangige Kommission vor Ort ein Bild von den Verhältnissen. Ihre 
Mitglieder sahen „Sondersiedlungen“, in denen sich Menschen unter Dächern aus Zweigen am Lager-
feuer zusammendrängten und sprachen mit Hunderten von Verbannten, die keiner der Zielkategorien 
angehörten und aus reiner Willkür deportiert worden waren. Der Kommissionsbericht führte schließ-
lich dazu, dass der „großartige Plan“ Jagodas, nachdem er zu etwas mehr als 13 Prozent erfüllt worden 
war, eingestellt wurde. Einige der lokalen Verantwortlichen für das Desaster von Nasino wurden 
verhaftet, Ivan Dolgich indes erhielt nur eine „strenge Rüge“.  
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Werths Annahme, eben jener Dolgich sei in den 1950er-Jahren sogar Chef des GULag geworden, 
beruht indes auf einer Verwechslung. Im sowjetischen Sicherheitsapparat gab es zwei Dolgichs, von 
denen der Verantwortliche für die westsibirischen Sondersiedlungen, der später diverse Lager des 
GULag und ein Kriegsgefangenenlager leitete, schon 1950 in Pension ging. Er ist nicht identisch mit 
dem Generalleutnant I. I. Dolgich, der von 1951 bis 1954 Chef des GULag war und 1956 im Zuge 
der Entstalinisierung seinen militärischen Rang und seine KP-Mitgliedschaft verlor. [1]  

Die Geschichte, die Werth berichtet, nimmt indes keinerlei positive Wendung, denn die Folge des 
Scheiterns des „großartigen Plans“ war, dass die „antisowjetischen Elemente“ nun statt in Sondersiedlun-
gen verbannt zu werden, vermehrt in den Gulag eingewiesen wurden, ja das gewalttätige social engi-
neering des Stalin-Regimes mündete schließlich in die gezielte Vernichtungspolitik des Großen Terrors.  

In der „Insel der Kannibalen“ begnügt sich Werth mit einem knappen Ausblick auf diese Ent-
wicklung. In der jüngst erschienenen Ausgabe 86 des „Bulletin de l’Institut d’histoire du temps 
présent“ hat er dazu eine Edition von mehr als einhundert Dokumenten in französischer Übersetzung 
vorgelegt und diese mit einer instruktiven Einleitung versehen. Er stützt sich dabei auf eine Reihe 
von russischsprachigen Editionen, darunter den von ihm selbst herausgegebenen ersten Band der 
2004/5 in Russland erschienenen siebenbändigen Dokumentation zum Stalinschen Gulag. Werth be-
tont, dass das vor der Öffnung der sowjetischen Archive vorherrschende und immer noch nachwir-
kende Bild vom Großen Terror als einer vor allem gegen Mitglieder der sowjetischen kommunisti-
schen Partei und zumal ihrer Elite gericheteten Verfolgungswelle eine grobe Verzerrung ist, die auf 
Chruščevs höchst selektive „Enthüllungen“ zurückgeht. [2] Chruščev, der als Parteichef von Moskau 
1937/38 unmittelbar in die Durchführung der Massenverhaftungen und -erschießungen des Großen 
Terrors eingebunden war, hatte allen Grund, den wahren Charakter der stalinistischen Vernichtungs-
politik zu verschleiern. Die „Massenaktionen“, die über 90 Prozent der Opfer des Großen Terrors er-
fassten, sind, so Werth, klar von den „Säuberungen“ der Elite zu unterscheiden. Die Masse der Ver-
folgten rekrutierte sich aus denjenigen Gruppen der Gesellschaft, die das Regime schon seit Beginn 
der 1930er-Jahre marginalisiert hatte: „Von eineinhalb Millionen Verhafteten waren weniger als 
100 000 Kommunisten; mehrere Zehntausend gehörten zur ‚Oberschicht‘ der Nomenklatura.“ (32)  

Die intensiv vorangetriebene Stalinismusforschung der vergangenen eineinhalb Jahrzehnte hat die 
Grundstruktur des „Großen Terrors“ schon recht klar offengelegt: Wir wissen inzwischen, dass die 
Massenverfolgung entgegen revisionistischen Theorien von oben initiiert und kontrolliert wurde und 
dass sie sich aus einer Reihe von Einzelaktionen zusammensetzte: Neben der Elitenverfolgung, an 
der Stalin und seine engste Umgebung durch Anweisungen an das Militärkollegium des Obersten 
Gerichts zur Verhängung von rund 40.000 Todesurteilen besonders intensiven Anteil hatten, waren 
das die „Kulakenaktion“ und eine Reihe „nationaler Aktionen“, die sich gegen Angehörige nationa-
ler Minderheiten und Exilgemeinschaften in der Sowjetunion richteten, vor allem gegen Deutsche 
und Polen, aber auch Letten, Finnen, Griechen und andere. Neben der bedeutsamen Transferleistung, 
durch die Werth eine große Zahl bislang ausschließlich im russischen Original publizierter Doku-
mente Französisch lesenden Interessierten zugänglich macht, liegt das Verdienst seiner Bulletin-
Publikation vor diesem Hintergrund vor allem darin, dass er die Massenaktionen präziser als das 
bisher geschehen ist in die historische Entwicklung der 30er-Jahre einordnet. Werth bewegt sich da-
bei jenseits der alten Frontstellung von Revisionisten und Totalitarismustheoretikern, die in Denkstil 
und wissenschaftlicher Blickrichtung viele Analogien in der Debatte zwischen Funktionalisten und 
Intentionalisten in der NS-Forschung findet.  

Nachdem das revisionistische Modell des Terrors, das stark an die von Hans Mommsen für das 
NS-Regime entwickelte Denkfigur einer aus Institutionenkonkurrenzen und Sachzwängen erwachsenen 
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„kumulativen Radikalisierung“ angelehnt ist, dokumentarisch durch den Nachweis der zentralen Rolle 
Stalins widerlegt worden ist, stellt sich die Frage nach den Motiven und Impulsen für die Massen-
verfolgung von Neuem. Stalins ideologische Fixierungen und seine persönliche Grausamkeit allein 
reichen als Erklärung nicht aus. Werth bietet hier einen Ansatz, der die wesentlichen Erkenntnisse 
der jüngeren Stalinismusforschung integriert. Er macht deutlich, dass die Dreißiger Jahre der Sowjet-
union als eine Einheit gesehen werden müssen. Die „Kulaken“, die das primäre Angriffsziel der 
Zwangskollektivierung gewesen waren, standen auch im Zentrum der quantitativ umfangreichsten 
Verfolgungswelle des Großen Terrors. Schon 1929–32 war es ja nicht allein um ihre gewaltsame 
Enteignung gegangen, vielmehr wurde die wohlhabende bäuerliche Schicht als eine politische Ge-
fahr betrachtet, die es zu neutralisieren galt, was durch Lagerhaft oder Verbannung geschah. Von 
den in „Sondersiedlungen“ – dem im Titel von Werths Buch apostrophierten „vergessenen Gulag“ – 
Verbannten flüchtete allerdings ein beträchtlicher Teil, Werth spricht von bis zu 40 Prozent. In der in 
einem tiefen Umbruch befindlichen Gesellschaft der 30er-Jahre mit ihren Tausenden von Großbau-
stellen und ihrer wildwüchsigen Urbanisierung, aber auch in den wenig durchherrschten Weiten des 
asiatischen Teils der Sowjetunion, die Werth in der „Insel“ anschaulich beschreibt, konnten sie leicht 
Unterschlupf finden. Das Regime sah in ihnen und zugleich in den Angehörigen nationaler Minder-
heiten, verstärkt durch den Eindruck der Zuspitzung internationaler Konflikte in der zweiten Hälfte 
der Dreißiger Jahre, das Rekrutierungspotenzial für eine fünfte Kolonne und einen generellen Stör-
faktor, dem man mit den bisherigen Methoden nicht hatte beikommen können. Die als Staats- 
geheimnis behandelten Operationen des Großen Terrors sieht Werth daher als ein „Massenverbre-
chen […], das eine riesige Operation des social engineering und der gesellschaftlichen ‚Säuberung‘“ 
gewesen sei (11). Weit mehr als eineinhalb Millionen Verhaftungen und – berücksichtigt man eine 
realistische Dunkelziffer – eine etwa 10 bis 15 Prozent über der offiziellen Angabe von 681.692 lie-
gende Zahl von Getöteten kennzeichnen einen, so Werth, „wirklichen Knotenpunkt ‚kumulativer 
Radikalisierung‘“ in der Geschichte der Sowjetunion zwischen dem Ende des Bürgerkriegs 1921 und 
Stalins Tod. Drei Viertel aller in dieser Periode verhängten Todesurteile fallen auf die Jahre 1937/8 
(10). Werths jüngste Veröffentlichungen zeigen deutlicher und anschaulicher als das bisher geschehen 
ist, dass die Ausgangsbasis für diesen Paroxysmus der Gewalt mit Stalins „Revolution von oben“, 
insbesondere mit der Zwangskollektivierung, gelegt worden ist.  

 
Anmerkungen:  
[1] N. V. Petrov (otv. redaktor i sostavitel’): Istorija stalinskogo Gulaga, t. 2: Karatel’naja sistema: 

struktura i kadry. Moskva 2004, 651.  
[2] In seinem skandalumwitterten, von der russischen Präsidialverwaltung initiierten Lehrerhand-

buch „Neueste Geschichte Russlands 1945–2006“ schreibt Aleksandr Filippov: „Die Forschun-
gen russischer und ausländischer Historiker bestätigen das Faktum, dass die regierende Schicht 
zum bevorzugten Opfer der Repressionen der 1930er- bis 1950er-Jahre wurde.“ (Novejšaja isto-
rija Rossii 1945–2006 gg. Kniga dlja učitelja. Moskva 2007, 89). Diese Behauptung hat mit 
dem tatsächlichen Stand der Forschung ebenso wenig zu tun wie Filippovs gesamte verzerrte 
und verharmlosende Darstellung des stalinistischen Terrors.  
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In letzter Zeit hat sich die Geschichtswissenschaft verstärkt
mit dem Bild beschäftigt, das sich die Deutschen in der Ver-
gangenheit vom „Osten“ gemacht haben. In diesen Kontext ist 
auch die jüngste Studie des Berliner Historikers Wolfgang
Wippermann einzuordnen. Sie liefert einen historischen Ab-
riss deutscher Blicke nach Osten, die – so Wippermanns Be-
fund – stark mythisiert waren und kaum realgeschichtliche 
Entsprechungen besaßen. Dennoch beeinflussten sie Einstel-
lung und Handeln der Deutschen, die ihre östlichen Nachbarn 
zwar gelegentlich bewunderten, sich ihnen gegenüber aller-
dings – das betont Wippermann – oft grenzenlos brutal ver-
hielten. Sein Buch behandelt die diskursiven Grundlagen und
mentalen Dispositionen, die dieses Verhalten vorformten. Da-
her führt der Titel „Die Deutschen und der Osten“ in die Irre, 
denn eigentlich geht es in dem Buch um die Vorstellungen,
die sich die Deutschen vom „Osten“ machten. So hat sich eine 
Vergegenständlichung des imaginierten Ostens in den Titel
eingeschlichen, die genau für diejenigen deutschen Debatten

um „den Osten“ typisch ist, die Wippermann mit dem Instrumentarium der Stereotypenforschung zu 
dekonstruieren versucht. 

In letzter Zeit hat sich die Geschichtswissenschaft verstärkt mit dem Bild beschäftigt, das sich die 
Deutschen in der Vergangenheit vom „Osten“ gemacht haben. In diesen Kontext ist auch die jüngste 
Studie des Berliner Historikers Wolfgang Wippermann einzuordnen. Sie liefert einen historischen 
Abriss deutscher Blicke nach Osten, die – so Wippermanns Befund – stark mythisiert waren und 
kaum realgeschichtliche Entsprechungen besaßen. Dennoch beeinflussten sie Einstellung und Han-
deln der Deutschen, die ihre östlichen Nachbarn zwar gelegentlich bewunderten, sich ihnen gegen-
über allerdings – das betont Wippermann – oft grenzenlos brutal verhielten. Sein Buch behandelt die 
diskursiven Grundlagen und mentalen Dispositionen, die dieses Verhalten vorformten. Daher führt 
der Titel „Die Deutschen und der Osten“ in die Irre, denn eigentlich geht es in dem Buch um die 
Vorstellungen, die sich die Deutschen vom „Osten“ machten. So hat sich eine Vergegenständlichung 
des imaginierten Ostens in den Titel eingeschlichen, die genau für diejenigen deutschen Debatten um 
„den Osten“ typisch ist, die Wippermann mit dem Instrumentarium der Stereotypenforschung zu de-
konstruieren versucht.  
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Wippermann spannt in neun essayhaften Kapiteln einen weiten historischen Bogen, ausgehend 
von den Ost-Perzeptionen des Papsttums der Spätantike über die der Altpreußen, Preußen und 
Schwaben bis hin zu den Ost-Imaginationen der Deutschen der Gegenwart. Wippermann verfolgt 
vielfältige Repräsentationen eines „Ostens“, welche die Diskursgemeinschaften zu verschiedenen 
Zeiten kreierten, und ordnet sie vier Typen zu (9, 121). Von einem „religiösen Osten“ christlicher 
Heilserwartung unterscheidet er den „orientalischen Osten“, der als „islamischer Kulturkreis“ vor  
allem in den Gegenwartsdebatten als alter ego westlicher Zivilisationen interpretiert wird. In frühe-
ren Zeiten erschien ein „europäischer Osten“ als Einflusssphäre und Kolonisationsraum. In seiner 
Verlängerung erblickten die Deutschen im 20. Jahrhundert einen „politischen Osten“, aus dem Sowjet-
kommunismus und Staatssozialismus den Westen herausforderten. In den Quellen gehen diese Typen 
freilich fließend ineinander über, und auch in der Darstellung mangelt es gelegentlich an Trennschärfe.  

Das Buch fällt durch seine expressive Entschiedenheit auf. Wippermann thematisiert exzentrische 
und polarisierte deutsche Vorstellungen des Ostens und zeichnet damit ein zugespitztes Bild einer 
Nation, die einfach kein vernünftiges Verhältnis zu ihren östlichen Nachbargesellschaften finden 
konnte und statt dessen mit ihren stets emotionalisierten, stereotypisierten und ins Extrem überzogenen 
Zugängen eine Gefahr für diese darstellte. Während Wippermann den deutschen Orientalismus des 
ausgehenden 19. und frühen 20. Jahrhunderts im Vergleich zum Blick der Briten und Franzosen auf 
Kleinasien und den Orient als weit positiver darstellt, sieht er eine lange Tradition der „generell be-
sonders grausamen“ deutschen Kriegsführung im europäischen Osten. Angeheizt von Feindbildern 
eines barbarischen Russlands sei die Zivilbevölkerung hier häufiger als anderswo ein direktes Ziel 
der Feldzüge gewesen. Chronisten des deutschen Ordens hätten schon im 16. Jahrhundert Kriegs- 
erfolge daran gemessen, wie viele Dörfer zerstört und wie viele Menschen versklavt worden waren. 
(36f.)  

Wippermann betont die Häufigkeit konservativer Bezugnahmen auf den Osten sowohl in antimoder-
nen Hinwendungen als auch in antibolschewistischen Abgrenzungen. Er erwähnt die Begeisterung 
für Puschkin und Dostojewski, aber auch eine Überformung des europäischen Ostens als Refugium 
in der Auseinandersetzung mit der Moderne, der Demokratie und dem Individualismus. In diesem 
Kontext haben deutsche Vordenker der Nation sogar innere Erneuerung im Osten gesucht, beispiels-
weise Ernst Moritz Arndt in seinem Lob der „edlen Rasse der Russen“. Das lag freilich vor allem 
daran, dass Russland damals als Bezwinger Napoleons und Verbündeter in der antifranzösischen  
Allianz galt (46). Später verblasste diese Hinwendung hingegen vor dem kolonisatorischen deutschen 
„Drang nach Osten“. Der „deutsche Osten“ sollte Teil eines Europas der Deutschen werden. Um die 
Expansion nach Osten zu rechtfertigen, vereinnahmten die Nationalsozialisten den Begriff „europäi-
sche Kultur“, um damit nicht nur Zwangsumsiedlungen und Vernichtung, sondern auch die Neuord-
nung Europas zu legitimieren. Wippermann zitiert einen General der 6. Armee, der ein Jahr vor deren 
Niederlage in Stalingrad die Verteidigung eines „europäischen Kulturkreises“ als Vorwand für die 
„Ausrottung des asiatischen Einflusses“ und für den Vernichtungskrieg verwendete (79). Wipper-
mann weist jedoch darauf hin, dass der „Ostimperialismus“ in vielen politischen Lagern vertreten 
war (66). Dieser griff auch in den Wissenschaften um sich, beispielsweise im Lob der Ostkolonisation 
bei Heinrich von Treitschke und Karl Lamprecht. Ex negativo deutete er sich in Max Webers Warnen 
vor „polnischem Vordringen“ und „slawischen Fluten“ (64f.) an. Angerissen werden in diesem Zu-
sammenhang auch die deutsche „Lebensraumforschung“ (66f.) und die „Ostforschung“ (70ff., 90).  

Sehr weit geht Wippermanns Versuch, Verbindungslinien zwischen Wissenschaft und national- 
sozialistischer Vernichtungspolitik zu ziehen, indem er eine Denkschrift Theodor Schieders als  
Zuarbeit zum „Generalplan Ost“ interpretiert. Die Denkschrift, die „Bevölkerungsverschiebungen“ 
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und „Entjudung“ das Wort redet, teilte sicher den Rassismus und die Menschenverachtung ihrer 
Zeit. Dennoch scheint die These einer direkten sachlichen Verbindung überzogen, denn allein die  
indirekte Weitergabe des Papiers an das „Reichskommissariat für die Festigung deutschen Volkstums“ 
genügt nicht, um eine Linie zum dort entstandenen „Generalplan Ost“ Konrad Meyers zu ziehen (75).  

Auch übernimmt er eine fragwürdige sowjetische Angabe von 40 Millionen Kriegsopfern und 
präsentiert sie als „neueste Schätzung“. Der sowjetische Ethnologe Wiktor Koslow hatte sie ermittelt, 
indem er – anstatt die Kriegsopfer zu zählen – einen „demografischen Verlust“ berechnete, der aus 
der Differenz zwischen einem hypothetischen Bevölkerungswachstum und der tatsächlichen Bevöl-
kerungszahl nach dem Krieg resultierte. Nach dem Abzug „nicht geborener Kinder“ bliebe noch eine 
Zahl von 40 Millionen zwischen 1941 und 1946 „frühzeitig Gestorbenen“. [1] Wippermann bezeichnet 
diese Größe unkritisch als Anzahl der „Sowjetbürger, die einem ideologischen Vernichtungskrieg 
zum Opfer fielen“ (80).  

Allerdings ist die Zahl der Opfer – zumal in diesen Dimensionen – ohnehin von nachrangiger Be-
deutung, dient sie doch lediglich dazu, bereits gefestigte Thesen mit noch höheren Zahlen zu unter-
mauern. Mit welchen Mitteln sich Deutsche in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts „ihren Osten“ 
anzueignen versuchten, liegt so oder so jenseits aller heutigen Vorstellungskraft. Mehr Erkenntnis 
bringt es hingegen, deutsche Projektionen auf den Osten in ihrem zeitlichen Kontext zu analysieren 
und zu dekonstruieren. [2] Damit werden die Umstände erhellt, die das heute glücklicherweise Un-
vorstellbare hervorbrachten. Trotz aller Kritik bieten Wippermanns leicht lesbare und kompakte Essays 
zu den deutschen Ost-Perzeptionen und ihren Folgen anschauliche und mit Quellen fundierte Einblicke 
in die Kontroversen um die deutschen Beziehungen zu Ost- und Ostmitteleuropa. Die politisch poin-
tierende Darstellungsweise vermittelt dem Leser eine Vorstellung davon, wie fatal sich der kollektiv 
imaginierte Osten auf das Auftreten von Deutschen gegenüber ihren östlichen Nachbarn auswirkte.  

 
Anmerkungen:  
[1] Wiktor Koslow: Menschenopfer und Materialverluste der Sowjetunion im Krieg 1941–1945, in: 

Klaus Meyer/Wolfgang Wippermann: Gegen das Vergessen. Der Vernichtungskrieg gegen die 
Sowjetunion 1941–1945, Berlin 1991, 157-169, hier 160f.  

[2] Vgl. Gregor Thum (Hrsg.): Traumland Osten. Deutsche Bilder vom östlichen Europa im 20. Jahr-
hundert, Göttingen 2006. Diese Zusammenstellung beschränkt sich nicht nur auf Elitendiskurse, 
sondern untersucht populäre Perzeptionen eines „Deutschen Ostens“ kulturhistorisch.  

 
Diese Rezension wurde freundlicherweise von der Redaktion „Bohemia“ zur Verfügung gestellt. Sie 
erscheint in leicht gekürzter Form in Bohemia 47 (2006/2007), Heft 2.  
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Der an der Temple University in Philadelphia lehrende Vladislav M. Zubok hat zusammen mit Con-
stantine Pleshakov bereits 1996 mit dem Buch Inside the Kremlin’s Cold War Furore gemacht und 
die „Kalter-Krieg-Forschung“ gründlich aufgewühlt. [1] Auf der Grundlage unzähliger Akten aus 
sowjetischen Archiven, Zeitzeugenbefragungen und profunder Kenntnisse nicht nur der russischen, 
sondern auch der westlichen Sekundärliteratur prägten die beiden russischen Historiker das Para-
digma des „revolutionären und imperialistischen“ Charakters von Josef Stalins und Nikita 
Chruschtschows expansiver Außenpolitik. Wie vor ihnen bereits Vojtech Mastny [2], brachten die 
beiden Historiker die zentrale Bedeutung der Ideologie für die Kremlherren wieder in den Mittel-
punkt historischer Betrachtung zum Sowjetreich zurück. Sie konzedierten, dass Stalin mit seinen 
brutalen Säuberungswellen zwar moralisch ein Monster war, politisch aber ein cooler Pragmatiker. 
Dem vožd ging es vor allem um die traditionelle Ausdehnung des Machtbereiches durch Erweiterung 
der Sicherheitszonen an allen Grenzen (im Westen, Osten und Süden) mit zusätzlicher Fundierung 
durch das ideologische Glaubensbekenntnis zum Marxismus-Leninismus und dessen globale 
Verbreitung. Das Buch konzentrierte sich auf die beiden Nachkriegsjahrzehnte unter Stalin und 
Chruschtschow.  

Zuboks neuer Band spannt den Bogen weiter über die gesamte Nachkriegsgeschichte des Sowjet-
reiches von Stalin bis zu Michail Gorbatschow. Das Generalthema ist „empire“ und folgt damit dem 
Modetrend der jüngsten Kalter-Krieg-Forschung, in dem auch die amerikanische Rolle im 20. Jahr-
hundert als Supermacht vor allem unter dem Gesichtspunkt der vergleichenden Forschung zum 
„Aufgang und Niedergang“ von Weltreichen perzipiert wird. [3] Das imperiale Rom ist dabei meist 
der Startpunkt. [4] Zuboks ungemein spannend und dicht geschriebenes Buch beginnt mit Stalin, der 
das sowjetische Weltreich nach dem Zweiten Weltkrieg aufgebaut hat, und endet mit Gorbatschow, 
der mit seiner idealistischen Reformpolitik den Niedergang beschleunigt habe, der sich schon in den 
Jahren zuvor aufgrund von imperialer Machtüberdehnung („imperial overstretch“), mangelnder 
Führungsqualitäten der alternden Kremlherren sowie einer verheerenden Wirtschaftspolitik angekün-
digt hatte.  

Einer der Vorzüge von Zuboks Buch ist es, dass es die Fronten des Kalten Kriegs in Europa und 
Asien ebenbürtig behandelt und auch deren enge Verschränkung aus der Sicht Moskaus nicht über-
geht. Der Koreakrieg ist dafür ein gutes Beispiel. In den Gesprächen mit Mao Anfang 1950 drängte 
Stalin den Chinesen, die Führung der revolutionären Prozesse in Asien zu übernehmen. Dabei ver-
dammte er das für Moskau so vorteilhafte Yalta-System – „to hell with Yalta“ (79) –, das ihm inter-
nationale Legitimität und diplomatische Vorteile verschafft hatte. Als die Intervention der Amerikaner 
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im Koreakrieg die „revolutionären Kräfte“ stoppte, sollte Maos Rote Armee die Kastanien aus dem 
Feuer holen. Für Stalin war ein langer Krieg zwischen der Volksrepublik China und den USA  
„a good thing“ (80), stellt Zubok trocken fest, da es die Amerikaner von Europa und der westdeut-
schen Wiederbewaffnung ablenkte und der Sowjetunion mehr Zeit verschaffte, ihre militärischen 
Kräfte für den in Stalins Augen „unvermeidlichen Krieg“ mit den Amerikanern zu sammeln.  

Am nächsten kam das sowjetisch-amerikanische Verhältnis diesem Szenario in der Kuba-Krise von 
1962 unter Stalins Nachfolger Chruschtschow, die mit einem sowjetischen Rückzieher endete. Generell 
praktizierte der impulsive Chruschtschow „nuclear brinkmanship“, allerdings ohne klare strategische 
Ziele zu haben (142). Zubok verweist darauf, dass Chruschtschow im Frühjahr 1959 während der 
von ihm provozierten Krise um Berlin Mittelstreckenraketen in der DDR installieren ließ (144 f.).  

Die sogenannte Dritte Welt, also Afrika, der Nahe Osten und Lateinamerika, neben Asien und  
Europa, wird nur relativ kurz behandelt [5], Leonid Breschnew und Michail Gorbatschow aber lässt 
Zubok dieselbe Aufmerksamkeit zukommen, die er Stalin und Chruschtschow widmet. In diesen 
ernsthaften Analysen der Epigonen Stalins weht ein neuer Wind in der allgemeinen Geschichte des 
Kalten Krieges. Der Historiker Zubok zeichnet dabei ein überraschend sympathisches Bild von 
Breschnew, das man bisher aus der Literatur nicht kannte. Breschnew konnte auf der Grundlage der 
Position sowjetischer militärischer Stärke als Friedensstifter auftreten. Trotz der vielfältigen Opposi-
tionsströmungen unter seinen Marschällen und den Geheimdienstleuten setzte sich Breschnew mit 
seinem persönlichen Interesse für die Entspannungspolitik mit den USA und Westdeutschland durch. 
Einer der wichtigsten Beiträge Zuboks ist es, die sowjetische Nomenklatura nicht als monolithisch 
darzustellen, wie das in der Forschung oft der Fall ist, sondern die großen Meinungsdifferenzen bei 
wichtigen Entscheidungen zu zeigen. Breschnew war ein versöhnlicher Politiker, der den Konsens 
suchte, aber immer wieder Entscheidungsschwäche zeigte – gerade im Falle der Afghanistaninvasion 
(1979) und der Polenkrise (1980–81) stellte sich seine Unentschiedenheit als eklatante Führungs-
schwäche heraus. Er blieb „ein Gefangener des revolutionären-imperialistischen Paradigmas“ (339) 
und setzte die nukleare Aufrüstung trotz SALT-Prozess und Détentepolitik fort. Zubok betont jedoch, 
dass die amerikanischen Neokonservativen falsch liegen, wenn sie behaupten, die Entspannungspolitik 
sei nur ein Feigenblatt für die sowjetische Politik der militärischen Stärke und ein „Sieg“ des Kremls 
im Kalten Krieg gewesen.  

Die sowjetische Gesellschaft machte seit Chruschtschows Entstalinisierungs- und Breschnews 
Entspannungspolitik gewaltige Veränderungen durch. Die Intellektuellen lösten sich aus dem Käfig 
ideologischer Denkmuster und Teile der Bevölkerung erlebten mittels amerikanischer Populärkultur 
eine begrenzte mentale Befreiung. Junge Parteieliten lösten sich von den Mustern traditioneller Xeno-
phobie, dem ideologischen Kollektivismus und dem Militarismus der Stalinzeit. Manche hatten sogar 
Gelegenheit, in den Westen zu reisen, Industrielle und Manager der Staatsbetriebe wollten mehr 
Handel mit dem Westen betreiben und Wirtschaftskontakte im Ausland aufbauen. Lediglich der 
KGB, die Militärs und die im „militärischen-industriellen Komplex“ (!) – ja das gab es auch in der 
Sowjetunion – Beschäftigten blieben stalinistische Hardliner und steckten ihre Köpfe in den Sand. 
Während es in der Kalter-Krieg-Literatur zu den USA gang und gäbe ist, dass man die Aufmerk-
samkeit auch auf die US-Innenpolitik und wichtige geistige Strömungen im Land richtet (Stichwort 
McCarthyismus), suchte man solche Beigaben in der Literatur zur Sowjetunion bisher vergeblich. 
Zubok ist der erste Autor, der in einer allgemeinen Überblicksgeschichte zur Sowjetunion im Kalten 
Krieg der „Heimatfront“ ein ganzes Kapitel widmet und dazu einleitend auch noch bedauert, dass er 
für ein Kapitel zur Sowjetwirtschaft keinen Platz mehr hatte. Seine Ausführungen über die erstaunliche 
intellektuelle Gärung in der Sowjetunion in den 1960er Jahren – und das nicht nur bei Alexander Sol-
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schenizyn – sind vielleicht eines der innovativsten Kapitel der jüngeren Kalter-Krieg-Forschung. Seit 
Jeremi Suris wichtigem Buch zu den 1960er Jahren wissen wir ja, dass die rebellische Jugend ein 
weltweites Phänomen war. [6] Die Kohorte junger Eliten, die wie Gorbatschow in diesen Jahren ihre 
weltoffenere Prägung erhielten, sollte dann die friedliche Revolution von 1989/91 hervorbringen. Zubok 
scheut nicht davor zurück, solche langfristigen Erklärungsmuster über Jahrzehnte hinweg zu spannen.  

Zuboks letztes Kapitel zur Rolle Gorbatschows als „Totengräber“ (330f.) des sowjetischen Welt-
reiches ist ähnlich weitsichtig und historiografisch einfühlsam wie die Kapitel zu Chruschtschow 
und Breschnew. Endlich ein Historiker, dessen Fragestellungen zum Ende des Kalten Krieges nicht 
allein um die in der amerikanischen triumphalistischen Literatur so sehr betonte Rolle Ronald Rea-
gans kreisen, obwohl auch dieser nicht zu kurz kommt. [7] Zubok geht es darum, sich auf die lang-
fristigen Faktoren des Machtzerfalls der Sowjetunion zu konzentrieren. Vom widerwilligen 
Breschnewschen Interventionismus in Polen und dem Afghanistan-Desaster, über den Druck der 
Generäle Reagans, sowjetischen Herausforderungen mit einem neuen Wettrüsten zu begegnen, den 
kurzlebigen Gerontokraten nach Breschnews Tod bis zu dem Nuklearunglück von Tschernobyl und 
den Abrüstungsverhandlungen mit Reagan kommt alles zur Sprache. Vor allem Gorbatschows enigma-
tischer Persönlichkeit widmet Zubok breitem Raum – seinem Pazifismus, Idealismus sowie seiner 
außenpolitischen Naivität (hier wäre ein Vergleich mit Reagan reizvoll gewesen), wobei er zu dem 
Schluss kommt, dass der rapide und dramatische Reformschub der späten 1980er Jahre ohne Gor- 
batschow und sein auch aus westlichen Quellen stammendes „neues Denken“ kaum denkbar gewesen 
wäre. Im Gegensatz zu Russlandkennern wie Stephen Kotkin, der den unerwarteten Kollaps der So-
wjetunion mit strukturellen, institutionellen, sozialen und wirtschaftlichen Faktoren erklärt [8], 
scheut sich Zubok nicht, die zwiespältige Persönlichkeit Gorbatschows und seine zentrale Rolle in 
der friedlichen Transformation Osteuropas in den Jahren 1989 bis 1991 in den Mittelpunkt zu stellen. 
Große Männer bewegen bei Zubok die Geschichte, nicht die subkutanen Strukturen.  

 
Anmerkungen:  
[1] Vladislav M. Zubok/Constantine Pleshakov: Inside the Kremlin’s Cold War. From Stalin to 

Khrushchev, Cambridge/MA 1996.  
[2] Vojtech Mastny: Cold War and Soviet Insecurity. Stalin Years, New York 1996.  
[3] Der Trendsetter war hier Paul Kennedy mit seinem kurz vor dem Ende des Kalten Krieges er-

schienen Bestseller, The Rise and Fall of the Great Powers, New York 1987; zum amerikani-
schen Empire im Vergleich vgl. Charles S. Maier: Among Empires. American Ascendancy and 
Its Predecessors, Cambridge/MA 2006; Bernard Porter: Empire and Superempire. Britain, 
America and the World, New Haven 2006.  

[4] Harold James: The Roman Predicament. How the Rules of International Order Create the Poli-
tics of Empire, Princeton 2006.  

[5] Sehr ausführlich dazu Odd Arne Westad: The Global Cold War. Third World Interventions and 
the Making of Our Times, Cambridge 2005.  

[6] Jeremi Suri: Power and Protest. Global Revolution and the Rise of Détente, Cambridge/MA 2003.  
[7] Ähnlich umsichtig zu den vielschichtigen Faktorenbündeln bei beiden Supermächten, die zum 

Ende des Kalten Krieges führten, vgl. Saki Ruth Dockrill: The End of the Cold War Era, Lon-
don 2005.  

[8] Stephen Kotkin: Armageddon Averted. The Soviet Collapse 1970–2000, Oxford 2001.  
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